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Vielfalt findet statt 
Gesellschaftliche Vielfalt – also die Vielfalt an Lebensstilen, Interessen, Fähigkeiten, 
Bedürfnissen, sozialen, familiären und beruflichen Hintergründen sind mittlerweile 
unbestrittene Realität. Ganz besonders der gesellschaftliche Wandel und die Ausdif-
ferenzierung von Gesellschaft, Milieus und Lebensstilen verändern die Anforderun-
gen an Raum und an eine verantwortungsvolle Raumentwicklung in entscheidender 
Weise. Vor allem die Städte werden zu Kristallisationspunkten, Bezugs- und Ak-
tionsräumen von Migration, von ethnischer und soziokultureller Vielfalt und unter-
schiedlichen Lebensentwürfen.

Der Wandel betrifft den Altersaufbau der Gesellschaft, die ethnische und kulturelle 
Vielfalt genauso wie den Rückgang traditioneller Haushalts- und Familienstrukturen. 
Dies vollzieht sich teilräumlich höchst unterschiedlich und hat teilweise gravieren-
de Folgen für die Städte und die Gemeinden: die Nachfrage nach Wohnraum und 
Konsumgütern verändert sich, Infrastrukturnetze und Einrichtungen unterliegen 
veränderten Auslastungen, soziale Infrastruktur muss mitunter umgenutzt, rück-
gebaut oder massiv erweitert werden. Je nach Nachfrage sinken oder steigen die 
Marktpreise von Grundstücken und Immobilien. Umstrukturierungsprozesse im 
gewerblichen Bereich, ein verändertes Konsumverhalten sowie soziale und kulturelle 
Werteverschiebungen bleiben nicht ohne Einfluss auf den Stellenwert von Innen-
städten und ehemals florierenden Einkaufslagen.  Ausgeprägte Leerstände oder 
untergenutzte Geschäftslokale sind Ausdruck eines Wandels, der seine Ursachen 
auch in veränderten Lebensstilen findet.  

Städte sind aufgrund ihrer Arbeitsmärkte, der nachbarschaftlichen Beziehungen, der 
Bildungseinrichtungen und der öffentlichen Räume traditionelle Orte der Integration. 
Die zunehmende gesellschaftliche Vielfalt beinhaltet eine größere Bandbreite sozialer 
Lagen, kultureller Muster, flexibler Lebensformen und letztlich auch von Interessen. 
Die häufig als „Grundlage der Europäischen Stadt“ angesehene gesellschaftliche 
Vielfalt bedeutet daher für alle Integrations-Instanzen zunehmende und bisweilen 
überfordernde Herausforderungen. Die Herausforderungen verteilen sich jedoch im 
Raum sehr unterschiedlich: An Orten mit hohem ökonomischen und sozialen Kapital 
wird gesellschaftliche Vielfalt als Gewinn angesehen, während im umgekehrten Fall 
„überforderte Nachbarschaften“ und „soziale Brennpunkte“ entstehen. Häufig wer-
den die Maßnahmen zum Erhalt der Integrationskraft erst spät gesehen, zu wenig 
intensiv und zu inkonsistent ergriffen. Zudem können sie den Arbeitsmarkt und 
zunehmend auch den Wohnungsmarkt kaum noch beeinflussen. 

Auch wenn der gesellschaftliche  Wandel in den Städten am intensivsten und vielfäl-

1.Herausforderungen
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tigsten spürbar ist, so ist die Gestaltung des gesellschaftlichen Wandels (sinkende 
Geburtenrate, steigende Lebenserwartung, sozial selektive Fortzüge etc.) auch für 
kleine und mittelgroße Städte und eher ländlich geprägte Regionen zur zentralen 
Herausforderung geworden. 

Etablierte Strukturen sind insgesamt in Bewegung. Dynamisierungstendenzen 
betreffen Fragen der Lebensführung und umfassen als solche nicht nur die räumli-
che Verortung von Arbeit, Wohnen und Freizeit, sondern ebenso deren Beziehung 
zueinander sowie deren Verknüpfung auf einer sozialen Ebene.

Planung nimmt Einfluss auf das Zusammenleben 
Die Planung selbst nimmt direkt oder indirekt Einfluss auf das Zusammenleben in 
den Städten und in den Gemeinden, auf Fragen der Integration oder Ausgrenzung. 
So werden Räume immer auch über die Planung und über die Gestaltung beein-
flusst. Sie wirken ein auf das Innen- und Außenbild von Quartieren und beeinflussen 
darüber Prozesse der Stigmatisierung. Funktionszuweisungen in der Raumplanung 
nehmen Einfluss auf die städtebaulichen Strukturen der Quartiere und auf die Anlage 
der öffentlichen Räume. Die Infrastrukturausstattung eines Quartiers, das Vorhan-
densein von Schulen, Jugendeinrichtungen oder Kinderbetreuungsstätten hat maß-
geblichen Einfluss auf die Lebensqualität der BewohnerInnen –  auch dann, wenn 
diese vernachlässigt oder aufgegeben werden.

Der demografische Wandel sowie die wirtschaftlichen und sozialen Veränderungen 
stehen in direkten Wechselbeziehungen zueinander.  Das macht neue und integrier-
te Instrumente der Raumentwicklung erforderlich, welche die klassischen raumrele-
vanten Planungsansätze unterstützen und mit Aktivitäten in wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Bereichen verknüpfen. 

Dies verlangt beispielsweise eine aktive Standort- und Wirtschaftspolitik, um in den 
Regionen genügend Arbeitsplätze in unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern und für 
differenzierte Qualifikationen bieten zu können. Dies bedingt die regionale Abstim-
mung, wenn es in Standortfragen, dem quantitativen und qualitativen Angebotsmix, 
den Fördermodalitäten oder beispielsweise den Trägerformen um die Abstimmung 
wohnungs- und siedlungspolitischer Zielsetzungen geht. Dies betrifft das Angebot 
an Kinderbetreuungsplätzen als Voraussetzung für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.  Dies erfordert eine aktive Bildungspolitik als Schlüssel zur Integration und als 
Faktor einer Konkurrenzfähigkeit im internationalen Standortwettbewerb der Städ-
te und Regionen. Und dies verlangt nach infrastrukturellen Anpassungsstrategien 
für eine veränderte, vielfältigere Gesellschaft mit ihren differenzierten Bedarfen an 
Wohnraum, sozialen und kulturellen Infrastruktureinrichtungen, Mobilitätsangeboten 
und öffentlichen Räumen. 

Politik und Verwaltung müssen auf die Herausforderungen reagieren
Auf regionaler und lokaler/örtlicher Ebene steht die Raumplanung vor besonde-
ren Herausforderungen, welche sich eben nicht in tradierten Planungskategorien 
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POSITIONEN

Klares politisches Bekenntnis zu Integration und Vielfalt im 
Raum – als Bedingung eines verantwortungsvollen, koordinie-
renden Handelns! 

Bereitschaft zum Umdenken – als Voraussetzung bestehende 
Barrieren zu erkennen und zu überwinden; hier sind die Ak-
teurinnen der Makro-Ebene in einer besonderen Verantwor-
tungsrolle!

Notwendigkeit integrierter Strategien – als zentrale Basis zur 
politischen Verankerung von Zielen und zur strategischen 
Steuerung sowie Koordination erforderlicher ressortübergrei-
fender Maßnahmen und Interventionen!

Aktivieren der Schnittstellen – im Sinne einer institutionell- und 
ämterübergreifenden Ressourcenbündelung als auch einer 
Kooperation mit privaten Akteurinnen!

Etablieren offener Förder- und Anreizsysteme – in der strate-
gischen und kooperativen Verknüpfung von top- down- und 
bottom-up-Prozessen!

Entwickeln stimulierender Verfahren der Raumwahrnehmung – 
als notwendige Voraussetzung für gute Informationen über die 
jeweiligen sozialräumlichen Settings!

Verbreitern der Wissensbasis – mit Blick auf neue Gover-
nance-Formen aus erfolgreichen Projekten, Prozessen, Instru-
menten und Strategien der Raumentwicklung lernen!
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abbilden und mit klassischen Routinen bewältigen lassen. Die Herausforderungen 
sind komplex und vielfältig. Mit der Sichtweise auf die Integration vielfältiger Lebens-
entwürfe, Wertevorstellungen und Verhaltensweisen stehen Politik und öffentliche 
Verwaltungen vor der Aufgabe, auf Problem- und Konfliktlagen sowie auf Heraus-
forderungen und Chancen reagieren zu müssen. Eine besondere Verantwortung 
kommt hierbei dem Bund und den Ländern zu: Hier werden die Rahmenbedingun-
gen und die damit verbundenen Wertevorstellungen geprägt. Durch angemessene 
Instrumente und Verfahren kann und muss ein „change management der Köpfe“ 
bewirkt und eine Qualifizierung der Prozesse initiiert und gefördert werden. 

Gesellschaftliche Vielfalt erfordert die Vielfalt im Handeln
Auf der lokalen Ebene sind Politik und Verwaltung herausgefordert, den Umgang 
mit Vielfalt und Integration nicht als Belastung und Bürde zu administrieren, sondern 
diesen als Chance und Herausforderung für neue, mitunter auch überraschende 
Zugänge der Raumwahrnehmung und -entwicklung zu sehen. „Frische Blicke“ sind 
gefordert, wenn es darum geht, die unterschiedlichen, im sozialen Raumgefüge ver-
borgenen Besonderheiten, Begabungen und Talente zu entdecken und zu fördern. 
Weit über ein Konfliktmanagement und über eine Konfliktvermeidung hinausgehend, 
kommt der (Raum)Planung dabei die Aufgabe zu, das vielfältige soziokulturelle und 
ökonomische Wirkungsgeflecht zu stimulieren. In sorgfältig angelegten Prozessen 
müssen Aufmerksamkeit erzeugt, Verkrustungen in den Denkstrukturen aufge-
brochen, Entwicklungs- und Erneuerungskräfte mobilisiert und Grenzen zwischen 
gesellschaftlichen Gruppen überwunden werden. Es geht um die Förderung neuer 
Bündnisse und Kooperationsformen und um die Eröffnung von Raum zu einem 
engagierten Handeln. 

Dies verlangt einen wesentlich höheren Aufwand an Zusammenarbeit, Aushand-
lung und Abstimmung und eine wesentlich größere Bereitschaft, über gemeinsame 
Entwicklungsziele nachzudenken und sich mit dem Nutzen eines querschnittsorien-
tierten Planens und Handelns auseinanderzusetzen, als dies die bisherigen Gestal-
tungs- und Entscheidungsprozesse wie auch Politikformen verlangt haben. Von 
daher bedarf es eines klaren politischen Commitments, sich den Herausforderungen 
mit vielfältigen und wohl dosierten Prozessschritten und Kooperationen stellen zu 
wollen.

Der zukunftsorientierte, kreative und verantwortungsbewusste Umgang mit den 
Querschnittsthemen und Politikfeldern „Integration und Vielfalt“ wird dabei zu einer 
besonderen Investition in die Zukunft von Städten und Gemeinden. Ohne die Bereit-
schaft, dabei auch planerisch neue Wege gehen und Neuland betreten zu wollen, 
wird dies nicht gehen. Kurz gesagt: Der Umgang mit gesellschaftlicher Vielfalt 
erfordert die Vielfalt im politischen und planerischen Handeln!
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2.Vom Government zur Governance

Vielfalt und Integration als Querschnittsaufgabe in der Raumplanung
Ganz besonders die raumrelevanten Politik- und Arbeitsfelder der 
Querschnittsmaterien „Integration“ und „Vielfalt“ sind geprägt von unterschiedlichen 
Zuständigkeiten (horizontal und vertikal), besitzen unterschiedlichste Förder- und 
Handlungslogiken und sind mitunter von divergierenden politischen Interessen und 
einem unterschiedlichen Verständnis von „Integration“ und „Vielfalt“ geprägt. Dies 
betrifft den Wohnbau ebenso wie die soziale Infrastruktur, die Bildung, die Arbeit 
oder auch den öffentlichen Raum. Konventionelle, sektorale Pläne verlieren dabei 
mehr und mehr an Bedeutung, informelle und vielschichtige Pläne werden immer 
wichtiger. Solche Pläne können nicht nur einer Planungsdisziplin verpflichtet sein, 
sondern müssen die unterschiedlichen Ansprüche und Lösungsansätze zu einem 
integrierenden Ganzen vereinen. 

Erfolgreiche Prozesse benötigen das Zusammenspiel der zuständigen Institutionen 
und der handelnden AkteurInnen auf allen drei Ebenen: Von der koordinierenden, 
akzentsetzenden und motivierenden Raumpolitik auf der Bundes- und Länderebene 
über die politischen Bezirke, Regionen, Gemeinden und Städte mit ihrer 
Zuständigkeit für strategische Konzepte der Umsetzung bis hinunter auf die lokale 
Ebene vor Ort und die dort wirksamen AkteurInnen, Institutionen, Maßnahmen 
und Projekte. Der Integrationsanspruch stellt sich dabei als eine andauernde, 
ressortübergreifende Querschnittsaufgabe dar.

Kooperation als Schlüsselfaktor
Die Beispiele für so verstandene raumwirksame Querschnittsaufgaben sind 
vielfältig. Das Spektrum reicht von der Erarbeitung regionaler oder kommunaler 
Integrationsleitbilder über (regionale) Handlungs- und Strategiekonzepte in 
den Bereichen Wohnen und Siedlungsentwicklung, Erarbeitung integrierter 
Entwicklungs- und Erneuerungskonzepte auf städtischer oder auch 
quartiersbezogener Ebene bis hin zu Konzepten in der Entwicklung und Gestaltung 
öffentlicher Räume. Ihnen allen gemein ist der ressortübergreifende, vernetzende 
Charakter und die Tatsache, dass an ihrer Entwicklung ein vielfältiges Spektrum 
unterschiedlichster AkteurInnen aus Politik, Verwaltung, Kultur, Wirtschaft und 
Öffentlichkeit beteiligt ist.

Konkret stellt sich bei diesen Beispielen raumrelevanten Handelns immer die Frage, 
wie sich das integrative Zusammenwirken der Institutionen und der handelnden 
AkteurInnen stimulieren und fördern lässt. In diesem Zusammenhang rücken 
neue Governance-Modelle in den Fokus. Es geht um die kreative Gestaltung von 
Prozessen und um die Vernetzung von handelnden Personen und Institutionen. 
Dabei wird die Kooperation zum Schlüsselfaktor, die dazu verhilft, neue 
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Verbindungen und Informationen aufzunehmen, zu verarbeiten, gemeinsame 
Schnittmengen zu entdecken und diese aktiv zu gestalten. Sie setzt darauf, 
die unterschiedlichen Interessens- und Handlungsziele relevanter AkteurInnen 
und Institutionen einzubeziehen und in praktisches Handeln zu transformieren. 
Hierzu bedarf es der Etablierung entsprechender Organisationsstrukturen und 
Kooperationsmodelle.

Herausforderung Governance
Neben einer optimierten und in ihren Zuständigkeiten, Verantwortlichkeiten und 
Wirkungsräumen geregelten Planung rückt die „kollektive Intelligenz“. Damit 
es dazu kommt, benötigen solche Netzwerke eine gemeinsame Orientierung, 
gemeinsame Werte, einen gemeinsam getragenen Anspruch und eine besondere 
Transparenz. Gerade hier zeigt sich, wie stark Governance-Modelle auf einen klaren, 
mit einem langen Atem ausgestatteten, visionären und starken politischen Willen 
angewiesen sind. Erfolgreiche Governance-Strukturen bedingen die Motivation 
der TrägerInnen und AdressatInnen in dem vielfältigen Politikfeld kommunaler 
Entwicklung. Im Kontext von Integration und Vielfalt gerät Governance zur kulturellen 
Herausforderung im gefestigten, hierarchisch gegliederten und fachspezifisch 
strukturierten System der Planungsverantwortungen und -zuständigkeiten.

Vielfältige Zugänge im Umgang mit Vielfalt und Integration
Im Kontext von Integration und Vielfalt gibt es keinen Königsweg - keine 
einzig richtige Strategie, auch keine Musterlösung. So vielfältig das Thema 
selbst, ist auch der Umgang damit in den unterschiedlichen Planungs- und 
Umsetzungsprozessen. Aufgabe kann damit auch nicht sein, allgemeingültige 
Lösungs- und Strategieansätze zu entwickeln und zu praktizieren. Es wird vielmehr 
darauf ankommen, die unterschiedlichen AkteurInnen und Stakeholder für die 
Relevanz, das breite Spektrum an Herangehensweisen und strategischen Ansätzen 
zu sensibilisieren sowie für den Umgang damit zu motivieren. In den Fokus rücken 
Fragen, wie sich solche Governance-Prozesse auf kommunaler und regionaler 
Ebene initiieren lassen, wie das Zusammenwirken der verschiedenen Institutionen 
und AkteurInnen gestaltet sein kann und wie Vereinbarungen in die Umsetzung 
gehen können. Es geht damit auch um die Auseinandersetzung mit guten Beispielen 
- um das Lernen an und von beispielhaften Projekten sowie Handlungs- und 
Lösungsansätzen.

Planungsprozesse werden zu offenen Lernprozessen
Die Güte einer Planung bemisst sich längst nicht nur an der Qualität ihrer Produkte, 
der Pläne, sondern an der Qualität der dahinterliegenden Prozesse. Umso wichtiger 
ist, Planung auch stets als Anlass und Plattform konkreter Beteiligungsprozesse 
und Mitwirkungsmöglichkeiten zu begreifen. Erst recht, wenn es um gesellschaftlich 
relevante Aufgaben- und Handlungsbereiche geht. 
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BEISPIELE RELEVANTER PLANUNGSAUFGABEN:

Wohnen und Siedlungsentwicklung (Ermittlung quantitativer 
und qualitativer Bedarfsanforderungen, Entwicklung spezifi-
scher Erweiterungs- bzw. Umbaukonzepte, Abstimmung mit 
der Förder- und Belegungspolitik, u.v.m.)

Bildung, kulturelle und soziale Infrastruktur (Ermittlung quan-
titativer und qualitativer Bedarfsanforderungen, Entwicklung 
integrierter Standortkonzepte u.v.m.)

Wohnumfeld und öffentlicher Raum (Ermittlung der Bedarfsan-
forderungen, Entwicklung von Nutzungs-, Aneignungs- und 
Gestaltungskonzepten für Straßen, Plätze und Freianlagen 
u.v.m.)

Verkehr und Mobilität (Ermittlung der Bedarfsanforderungen, 
Vernetzung unterschiedlicher Verkehrssysteme, Beeinflussung 
des Mobilitätsverhaltens, Mobilitätsmanagement u.v.m.)

Arbeit, Arbeitsmarkt, lokale/ethnische Ökonomien (Ermittlung 
der Bedarfe und der Potenziale, Wirtschafts- und Unterneh-
mensförderung, Standortentwicklung u.v.m.)

Entwicklungs- und Erneuerungsplanung (Ermittlung relevanter 
Rahmenbedingungen und Herausforderungen, räumlich/the-
matische Schwerpunktsetzungen, Handlungsfelder und Maß-
nahmenbereiche, Prioritätensetzung)
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Eine zukunftsorientierte Entwicklung der Städte und Gemeinden erfordert den 
offenen Dialog und die Auseinandersetzung mit Zielen, Handlungsansätzen 
und Projekten - dies gerade oder erst Recht in dem komplexen Aufgabenfeld 
von „Integration und Vielfalt“, in welchem unterschiedliche Erwartungen und 
Zielsetzungen, vielfach auch Vorurteile aufeinandertreffen! Es geht um das Eröffnen 
von Mitgestaltungsmöglichkeiten der vielfältigen AkteurInnen aus Wirtschaft, Kultur, 
Politik und der Zivilgesellschaft. In den Mittelpunkt rückt das Lernen voneinander. 
Ohne die Bereitschaft, dabei auch neue Pfade suchen und Neuland betreten zu 
wollen, wird dies nicht gehen. 

Beteiligung ist in diesem Zusammenhang also nicht als bloße Teilnahme an 
Entscheidungsabstimmungen zu verstehen. Dort, wo sich die BürgerInnen 
tatsächlich aktiv beteiligen können, entwickelt sich aus dem aktiven „Raum machen“ 
eine gemeinsame Verantwortung für den Raum.

Vom fürsorgenden zum aktivierenden Staat
In Zeiten knapper Kassen und der wachsenden Einsicht in die begrenzte 
Wirksamkeit sektoraler Politiken, wächst die Einsicht zu neuen kooperativen 
Planungsansätzen und Handlungsstrategien. Kooperation wird zum Schlüsselbegriff 
erfolgreichen raumbezogenen Handelns. Nur wer dabei die Bereitschaft besitzt, 
etwas von der „eigenen“ Durchsetzungsmacht, der „Planungs- und Deutungshoheit“ 
abgeben zu wollen, wird auch einen Zugewinn an Kompetenz und Effektivität im 
Erreichen gesellschaftlicher Ziele herstellen können. 

Über die Kooperation zwischen Bund, Ländern, Regionen und Gemeinden und 
zwischen einzelnen Ressorts und Institutionen hinausgehend, geht es hier auch 
um die Kooperation mit AkteurInnen auf gesellschaftlicher Ebene – sowohl der 
Wohlfahrtsverbände wie auch der Wirtschaft und der Wissenschaft. Vielfach 
erfordert dies ein Überwinden von Denkbarrieren. Und es bedingt eine neue Logik 
staatlichen Handelns - weg von der rein fürsorglich orientierten Politik hin zu 
aktivierenden Strategien, Handlungs- und Förderprogrammen. 

Mit dem Bedeutungszuwachs kooperativer Prozesse wächst auch der Einfluss 
der Zivilgesellschaft an politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen. 
Deutlich wird, dass eine solche (neue) Planungs- und Prozesskultur nicht ohne 
Einfluss auf die Struktur, Arbeitsweise und auch das Selbstverständnis der 
Verwaltung bleibt. Durch die bürgerInnennahe Verlagerung von Verantwortung und 
durch neue Schwerpunktaufgaben wie jene des „Empowerments“ entstehen weit 
aufgefächerte Zuständigkeitsbereiche und gleichermaßen auch neue Anreize und 
Chancen für Kooperationen.1

1 Heidede Becker, Rolf-Peter Löhr: Soziale Stadt - ein Programm gegen die sozialräumliche Spaltung in den 
Städten, in: Bundeszentrale für politische Bildung, 2002
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THEMENFELD I:  
HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE PLANUNG

Prof. Rudolf Scheuvens 
Technische Universität Wien, Department für Raumplanung 

•	 Österreich ist ein wichtiges Zuwanderungsland – Wien und die großen Städte 
ganz besonders. Aber wir haben auch festgestellt, das hat auch die Studie 
ergeben, dass auch im ländlichen Raum Zuwanderung stattfindet. Vielfalt findet 
statt. Wir müssen nicht darüber reden Vielfalt zu beeinflussen, sie ist Realität in 
diesem Raum. Wir müssen lernen damit umzugehen, wir müssen lernen, die 
Vielfalt die sich ergibt durch den demographischen Wandel, ethnische, kulturelle 
Vielfalt, Rückgang traditioneller Haushalts und Familienstrukturen, auch als An-
stoß zu nehmen, über Planungsfragen neu nachzudenken. Die Planung nimmt 
Einfluss auf das Zusammenleben.

•	 Arbeitsmarkt und lokale Ökonomie:  
Welche Auswirkungen haben der demographisch Wandel und eine vielfältige 
Gesellschaft auf den Arbeitsmarkt und den strukturellen Wandel, auf den lokalen 
Ökonomien?  
Wir erleben zunehmend in den Städten, auch in Zentren, das Leerstände 
entstehen, die nicht nur ökonomisch bedingt sind, sondern die auch Zusam-
menhänge mit veränderten Lebensstill haben, auch Einkaufskulturen, die man 
pflegt, Erwartungen an den Raum, mit veränderten Erwartungen an Strukturen 
im Handeln, auch an den öffentlichen Raum mit veränderten Anforderungen, die 
aus Zuwanderung resultieren, was ethnische Ökonomie betrifft – also es bricht 
etwas um.

•	 Mobilität:  
Wir stellen fest, dass sich Zusammenhänge räumlich verändern. Wohnort und 
Arbeitsort sind nicht mehr eine Frage, die in einer Gemeinde zu lösen ist, son-
dern die zum regionalen Thema wird. Wenn ich doch andere Mobilitätsformen 
diskutiere, regionale Zusammenhänge diskutieren muss, die auch mit dem The-
ma Vielfalt zu tun haben, dann bin auch bei der Mobilitätsfrage, beim Mobilitäts-
management, beeinflusstem Mobilitätsverhalten – ein ganz zentrales Thema ist 
wie gehe ich um,  wie gestalte ich Mobilität? Wo habe ich Einflussmöglichkeiten, 
die nicht nur technisch motiviert sind sondern die vor allem im gesellschaftlichen 
Raum ihre Antwort finden müssen?

•	 Öffentlicher Raum:  
Mit welchem Selbstbewusstsein gehen wir mit öffentlichen Räumen um, wie 
gestalten wir öffentliche Räume, vor allem wer gestaltet öffentliche Räume? 
Welche Beiträge leisten solche Konzepte des öffentlichen Raums auch für 
das Zusammenleben, für Quartiere, für Verantwortung die entsteht in- und für 
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Quartiere? Welche Rollen spielen Beteiligungs- und Partizipationsprozesse 
und wie kann es uns gelingen, im öffentlichen Raum – ich meine nicht nur den 
physischen öffentlichen Raum sondern auch den gelebten öffentlichen Raum 
- Menschen zu motivieren, Teil zu haben, Verantwortung für das Quartier zu 
übernehmen, in dem sie leben?

•	 Wohn- und Siedlungsräume:  
Ethnische kulturelle Vielfalt, Lebensstille, Haushalts- und Familienstrukturen 
- was hat das für Konsequenzen auf die Anforderung an die Wohnungssied-
lungsräume? Gerade im Umfeld von größeren Städten verändern sich die 
Anforderungen an den Wohnraum radikal. Wenn es bislang immer nur darum 
ging Einfamilienhäuser zu bauen, weil die Siedlungsentwicklung immer nur fami-
lienorientiert war, sind es plötzlich junge Leute, die alleine leben, die Nachfrage 
nach Mietwohnungen steigt, die Flexibilität steigt, man will sich nicht dauerhaft 
binden an sein Heim, sondern man hat verschiedene Stationen, die man durch-
laufen will und der Wohnungsmarkt hat derzeit keine Angebote.

•	 Bildung und soziale, kulturelle Infrastruktur:  
Ist es wirklich legitim und wichtig, Bildungsinfrastruktur als extraterritoriale Räu-
me zu sehen, Schulen als abgegrenzte Räume zu sehen, denen nur Tags- und 
Nachmittags über eine Funktion zukommt? Können nicht Schulen als Integrati-
onsorte nicht weitgehend mehr Funktionen übernehmen - über den eigentlichen 
Schulbetrieb hinaus, für den Stadtteil, können sie zu neuen Zentren werden in 
der Quartiersentwicklung? Was bedingt das an neuen Form der Zusammenar-
beit bezüglich Kooperation? Wie gehe ich um mit Quartieren mit hohem Anteil 
von Zuwanderung um, was können, was müssen Schulen dort übernehmen 
und wie kann das Thema Bildung sehr viel intensiver zu einem Anliegen der 
Stadtentwicklung werden?

•	 Kooperative Entwicklungs- und Erneuerungsprozesse:  
Inwiefern kann die Raumplanung im Rahmen von kooperativen Entwicklungs- 
und Erneuerungsprozessen Mitgestaltungsmöglichkeiten eröffnen? Es wäre 
Unsinn zu glauben, dass ich eben über vorgeordnete, normierte Verfahren 
irgendwen, irgendwo integrieren kann. Es geht darum, letztlich eine ganz an-
dere Form von “Bottom up Prozessen“ möglich zu machen, Verantwortungen 
in den Raum hineinzugeben, Verantwortung auch zu provozieren und nicht nur 
immer einzuladen zu einer Bürgersammlung, wo dann wenige kommen. Wie 
aktiviere ich, wie erreiche ich Gruppen, die ich normaler Weise nicht erreiche in 
Planungsprozessen? Wie gehe ich mit sprachlichen, mit kulturellen Barrieren um 
- auch in der Zusammenarbeit, in Gouvernancestrukturen? Nicht jeder der hier 
einen Lebensort  gewählt hat, ist gewohnt, gemeinsam über Planungsfragen zu 
diskutieren. Vielfach sind Planungsprozesse, egal aus welcher Kultur ich kom-
me, enorm „Top down“ organisiert, da gibt es keine Mitsprache. Wie schaffen 
wir das dort umzulenken, um wirklich Prozesse in Gang zu setzen, die aus der 
konkreten Arbeit, aus dem gelebten Raum und nicht nur aus dem konzipierten 
Raum entstehen?
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THEMENFELD I:  
HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE PLANUNG

Renate Zuckerstätter-Semela 
Stadt Umland Management Wien - Niederösterreich

Grundsätzliches und Feedback zum Positionspapier:

•	 Vielfalt ist da. Sie eröffnet Potenziale, Chancen, Dynamiken und viele Freiheiten. 
Erzeugt jedoch auch Befürchtungen und kann als Zersplitterung und für man-
che auch als Bedrohung gesehen werden.

•	 Daraus basierend muss eine bewusste Entscheidung gemacht werden, ob dar-
auf lediglich reagiert wird oder ob mehr Vielfalt gefördert werden soll. 

•	 Vielfalt kann durch die Strukturen, die Raumplanung schafft, beeinflusst wer-
den. Wichtig ist jedoch mit welchen Strukturen hat man es zu tun. Es besteht 
wenig Spielraum beim Umgang mit bestehenden baulichen Strukturen aus der 
Vergangenheit. Bei der Schaffung von Neuem ist der Spielraum sowohl in Ent-
scheidungsstrukturen als auch in anderen Bereichen größer.

•	 Planung ist schon noch eine technische Angelegenheit und schon noch eine 
Ordnungsfrage, aber primär eine Kommunikationsfrage. In dieser Hinsicht ist 
der Bericht auf gutem Wege.

•	 Die Sprache ist zum Teil sehr theoretisch. Die Beurteilung, ob es theoretisch 
ist oder nicht, hängt davon ab, an wen es sich richtet. Wenn es sich an die 
BewohnerInnen richten würde, dann ist es zu theoretisch, aber an die Fachwelt 
kommt es mir praxisorientierter vor. 

Stadtumland Management Wien - Niederösterreich:

•	 Herausforderungen: Eine massiv wachsende Stadtregion mit einem gewaltigen 
Zuzug. Dieses bringt Umbrüche und Szenarien, die von vielen als Bedrohung 
empfunden werden. Es besteht die Angst überformt zu werden und nicht mehr 
eingreifen zu können.

•	 Die Hauptherausforderung des großen Wachstums, des großen Zuzugs, der 
Ausdifferenzierung der Gesellschaft ist die Verteilung der Ressourcen. Wo wer-
den Entwicklungen initiiert? 

•	 Eine wichtige Entscheidungsebene ist die „banale“ Ebene. 
•	 Lebensstile und Arbeit werden immer fragmentierter. Früher war man jahrzehn-

telang einem Unternehmen zugehörig, heute sind es zwei Jahre und dann ist 
man wieder weg. Genau dort ist es wichtig, dass Gemeinden mit ihrer baulichen 
Struktur und auch mit ihrer sozialen Infrastruktur Möglichkeiten eröffnen.
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Ergebnisse Themeninsel I

•	 Planung muss dynamischer werden. Sie muss noch mehr Bedürfnisse und 
mehr Zielgruppen berücksichtigen. 

•	 Planung muss flexibler werden.
•	 Die große Herausforderung ist sich klar zu werden, für wen planen wir. Für 

welche Zielgruppen und für welche Ebenen planen wir? Auf wen werden unsere 
Planungen wirken? Wer bestimmt die Vision?

•	 Vielfalt kann zum Teil die Planung überfordern. Kann Planung das leisten? Wird 
mit diesem Thema nicht eine zu große Erwartungshaltung an den/die  PlanerIn 
gestellt?

•	 Heutzutage wird Planung in diesem Kontext eher reagierend und reparierend, 
anstatt vorausschauend eingesetzt. Planung braucht mehr Mut zur Vision.

•	 Folgende Themenfelder spielen eine wichtige Rolle: Ressourcen, Zuständigkei-
ten und Haltung.
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Quelle: Kenan Güngör, Edith Riepl: Einbeziehen statt  Einordnen, Integrationsleitbild des Landes OÖ, Linz 2008, Seite43

integra-
tionsleit-
stelle
Strategischer 
Umsetzungsauftrag als 
Förder-, Wissens- und Komp-
tenzort

politische gesamtzuständigkeit

ständige landesintegrationskonferenz

landesverwaltungsinternes netzwerk 
für integration

regionale bezirksplattformen für integration

Landesrat

Strategisches Controlling, Reflexion & Beratung
Breite Abstützung und Vernetzung
Schnisstelle zwischen öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Instituti-
onen und AkteurInnen

Abgestimmte, ressortübergreifendes Koordination und Umsetzung

Integrationsförderung und Vernetzung auf Bezirks- und Gemeindeebene

Integrationsleitbild OÖ, 2008
In einem zweieinhalbjährigen Prozess wurde das „Integrationsleitbild Oberös-
terreich“ erarbeitet. Es beinhaltet sowohl integrationspolitische Leitlinien als 
auch übergeordnete strategische Maßnahmen und konkrete Maßnahmen-
empfehlungen zur Verbesserung der Integration in den Bereichen Bildung, 
Arbeit, Verwaltung, Gesundheit, Wohnen, Freizeit, Kultur und Religion.

Leitbilder und  Strategiekonzepte
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3.Gestaltungsansätze und Instrumente
Zur integrierten Vernetzung integrations- und vielfaltsrelevanter Politik- und Hand-
lungsfelder bedarf es eines Spektrums an Instrumenten, Verfahrensweisen und 
Steuerungsansätzen und deren institutionelle Verankerung in Governance-Prozes-
sen. Über die Fragen nach den einzelnen Maßnahmen hinaus (dem WAS?) geht es 
hier vor allem um die Frage nach dem WIE - bezogen auf die Auswahl der Instru-
mente und bezogen auf die Anforderungen an die Gestaltung von Prozessen. Das 
Spektrum reicht von der Erarbeitung von Leitbildprozessen und Strategiekonzepten, 
vom Einsatz sozialraumorientierter Analyse- und Gestaltungsinstrumente über die 
Erarbeitung integrierter Handlungskonzepte, die Gestaltung von Partizipationspro-
zessen bis hin zur Etablierung eines querschnittsorientierten Schnittstellenmanage-
ments. 

Leitbilder und Strategiekonzepte
Der Raumentwicklung mangelt es meist nicht an guten Ideen, Plänen oder Konzep-
ten. Vielfach aber stehen diese, trotz gemeinsamer Schnittfelder oder Schnittmen-
gen, unverbunden nebeneinander. Zu ausgeprägt ist die „Kultur“ unterschiedlicher 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten - auch bezogen auf das Zusammenspiel 
öffentlicher und privater Interessen. Dies führt dazu, dass ein koordiniertes und 
vernetzendes Handeln, basierend auf einer gemeinsamen Raumvision, längst noch 
keine Realität ist. Gleichermaßen wissen wir, dass in der Auseinandersetzung mit 
den ökonomischen, sozialen und kulturellen Ressourcen unserer Städte und Ge-
meinden, perspektivisch angelegte, glaubwürdige und anregende Leitbilder benö-
tigt werden, welche zur Reibfläche einer Diskussion zur strategischen Ausrichtung 
der Raumentwicklung werden müssen. Vor allem auf der Mesoebene2  geht es bei 
diesen regionalen Leitbildprozessen um die Positionierung und um die strukturelle 
Verankerung der Themenfelder Integration und gesellschaftliche Vielfalt als Quer-
schnittsmaterie und als wertsetzende Ressource in Politik und Verwaltung.

2 Basierend auf einem im Rahmen des Projekts erarbeiteten differenzierten Raum-und Handlungsmodell: mikro 
(lokal)/meso (regional)/makro (national) wird die Meso-Ebene als integrativ wirksamer Gestaltungsraum ange-
sehen (Details siehe Jahresbericht 2012 ).
3 Kenan Güngör, Edith Riepl: Einbeziehen statt  Einordnen, Integrationsleitbild des Landes OÖ, Linz 2008, Seite 36

Regionale oder auch kommunale Leitbilder sind darauf ausgerichtet: 3

 » Integration und Vielfalt als Querschnittsthemen der Raumentwicklung zu ver-
ankern und die jeweilige Verantwortung der unterschiedlichen AkteurInnen und 
Institutionen sichtbar zu machen,

 » eine systematische Koordination, Qualitätssicherung und Innovation des raum-
relevanten Handelns zu ermöglichen,

 » die entsprechenden Herausforderungen, Strategien und Handlungsansätze 
nachvollziehbar zu vermitteln.

Leitbilder und  Strategiekonzepte
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Frische Blicke auf die Stadt,  
Stuttgart 2009
Kinder und Jugendliche – darunter viele mit Migrationshintergrund – 
entwickeln Bausteine und Medien zum eigenen Stadtteil und ganz allgemein 
zu „der Stadt“. Dies fördert eigenes Engagement in der Stadt, urbane 
Bildung und zugleich Schlüsselqualifikationen wie Lesen, Schreiben, Umgang 
mit technischen und elektronischen Medien, Präsentation, Organisation.

FRISCHE BLICKE  71 

 

 
Nord-Rundschau, 17. Mai 2008 
 

     
Vorstellung des digitalen Stadtteilmodells mit Kindern und Jugendlichen am 23.9.08. 
 

     
Ältere Bürgerinnen und Bürger betrachten interessiert das digitale Stadtteilmodell 
beim Abend der Bürgerinformation am 20.10.08 in Giebel.  
 

FRISCHE BLICKE  

 
 
 
 
 
 
 
 

 

I

Kinder und Jugendliche waren seit Anfang 2008 in 
drei Gebieten der "Sozialen Stadt" als Stadtfor-
scher, Reporterinnen, Städte-Bauer und Unter-
nehmerinnen unterwegs. Sie haben sich intensiv 
mit ihrem Stadtteil auseinandergesetzt: Sie haben 
in Stuttgart-Hallschlag einen Stadtteil-Film pro-
duziert, in Stuttgart-Giebel unter anderem ein in-
teraktives Stadtteilmodell gebaut, das als Medium 
bei der weiteren Stadtteilentwicklung dient, und 
eine Mädchenfirma gegründet, die für den Stadt-
teil produziert; in Waiblingen-Süd haben sie durch 
Recherchen und Reportagen mit Zeitzeugen 
Stadtteil-Geschichte lebendig werden lassen. Er-
gebnis sind Strukturen und Produkte, die eine 
konkrete Funktion innerhalb der Stadtteilent-
wicklung erfüllen und auch weiterhin in der Öf-
fentlichkeit präsent sind. 
 
Ermöglicht wurde dies durch das Projekt "FRISCHE 
BLICKE auf die Stadt – Stadt-Bilder, Stadt-Mo-
delle, Stadt bauen mit Kindern und Jugendlichen 
unterschiedlicher Herkunft", das als eines der ers-
ten Modellvorhaben der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik gefördert wurde. Gemeinsam mit  

Kindern und Jugendlichen – ein Großteil mit 
Migrationshintergrund – entstanden Bausteine 
und Medien zur Auseinandersetzung mit ihrem 
Stadtteil und "der Stadt": Bilder, Pläne, Modelle, 
Filme, Texte.  
 
Kinder und Jugendliche sind die Stadtbürgerinnen 
und Stadtbürger der Zukunft. Ihr Leben spielt sich 
mehr als bei vielen anderen – etwa hoch mobilen 
Berufstätigen – in ihrer Stadt, in ihrem Stadtteil 
ab, besonders dann, wenn sie in einem Stadtteil 
mit vielen sozialen und städtebaulichen Schwie-
rigkeiten leben und nicht aus einer Familie kom-
men, die ihnen weiträumig vielfältige Aktivitäten 
und umfassende Betreuung organisiert. In der 
Stadtentwicklung kommen sie oft nur als Thema 
vor, nicht als aktiv und verantwortlich Handelnde. 
Und im öffentlichen Raum werden sie nur allzu 
oft als störend und destruktiv wahrgenommen. 
Kinder und Jugendliche für die Stadt zu interes-
sieren und ihnen durch ernsthafte und konstruk-
tive Arbeit die Möglichkeit zur Mitgestaltung zu 
geben, ist daher ganz wesentlich für die Gegen-
wart und Zukunft des Städtischen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

FRISCHE BLICKE auf die Stadt  
Stadt-Bilder, Stadt-Modelle, Stadt bauen  
mit Kindern und Jugendlichen unterschiedlicher Herkunft  
 
Ein Modellvorhaben der Nationalen Stadtentwicklungspolitik 

Foto: Stuttgarter Jugendhaus gGmbH

Wissen generieren
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Wissen generieren
Vieles wissen wir über unsere Städte und Gemeinden, dokumentiert in Karten und 
Plänen, erfasst in Statistiken, erläutert in Publikationen. Doch was wissen wir wirklich 
über die Räume in denen wir leben? Was wissen wir von den Menschen und deren 
Erwartungen, den Wünschen und Hoffnungen an die Stadt, an das Quartier und 
an deren weiteren Entwicklung? Was wissen wir von jenen Menschen, für die Stadt 
oder die Gemeinde zum neuen Lebensmittelpunkt und somit zur neuen Heimat 
geworden ist? Um den Raum zu verstehen, müssen wir lernen, ihn zu lesen und zu 
interpretieren. 

Gerade die vielfältigen Milieus geben den Städten und Gemeinden ihr besonde-
res, unverwechselbares Gesicht. Das Wissen darüber erfordert die Schärfung des 
Bewusstseins für die spezifischen Werte und Eigenarten, für die vielfältigen kulturel-
len, sozialen und ökonomischen Ressourcen des Raumes. Gerade der Umgang mit 
„Vielfalt und Integration“ erfordert die Auseinandersetzung mit den Menschen vor 
Ort, bedingt die Suche nach Ideen und Positionen, erzwingt den offenen und vorur-
teilsfreien Blick auf die spezifischen Werte im Raum. Das Spektrum solcher „Ent-
deckungsreisen“ ist vielfältig. Angefangen von Stadtteilspaziergängen mit Kindern 
und Jugendlichen bis hin zu dem komplexen Instrument der „Sozialraumanalyse“. 
Über das Generieren von Wissen hinausgehend, geht es dabei immer auch um das 
Wecken von Neugierde und um das Schüren von Gestaltungswille und Verantwor-
tungsbewusstsein.

Methoden der Raumwahrnehmung und -erkundung:
 » Stadtteilspaziergänge und Entdeckungsreisen mit Kindern, Jugendlichen, Er-
wachsenengruppen, MigrantInnen

 » Sozialraumanalyse mit ihrem methodischen Spektrum an Analysezugängen, 
die dabei behilflich sind, die Erwartungen und Werthaltungen der Menschen 
kennenzulernen

 » Interviews, Befragungen, (teilnehmende) Beobachtungen
 » Netzwerk- und AkteurInnenanalysen
 » Erhebung sozialgeographischer und sozialstruktureller Eckdaten (siehe auch 
Anwendungsbeispiel im Anhang)

Integrierte Entwicklungs- und Erneuerungskonzepte
Komplexe Herausforderungen erfordern komplexe, sektorenübergreifende, ganz-
heitliche Lösungen. Integrierte Handlungskonzepte, gleichgültig ob auf lokaler 
oder auch regionaler Ebene, sind darauf ausgelegt, die verschiedenen sektoralen 
Politiken zu koordinieren und die für die Raumentwicklung relevanten Anliegen und 
Interessen der unterschiedlichen AkteurInnengruppen zu vernetzen. Sie werden zu 
dem zentralen Instrument einer diversitätsorientierten Raumentwicklung und damit 
zur Basis der inhaltichen, räumlichen, zeitlichen und ökonomischen Koordination 
von Vorhaben und Maßnahmen. 
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Rahmenprogramm Integrierte Stadtent-
wiclung (RISE), Hamburg 2012
Für die Stadtteilentwicklung in den Fördergebieten mit ihren spezifischen 
Problemen ist ein integriertes und abgestimmtes Vorgehen erforderlich. 
Mit dem Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung sind die 
bisherigen Hamburgischen Stadtteilentwicklungsprogramme sowie die 
Programmsegmente der Bund-Länder-Städtebauförderung unter einem 
Dach zusammengeführt worden. 

siehe Ausschnitt "Innere Stadt"
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Die Erarbeitung integrierter Entwicklungs- und Erneuerungskonzepte kommt vor 
allem dann zur Anwendung, wenn es darum geht, komplexe Anforderungen zu 
bewältigen und vielschichtige AkteurInnen in ihrem räumlichen Handeln zu koordi-
nieren. 

Vor allem die Bewältigung integrationsrelevanter Herausforderungen der Quar-
tiersentwicklung erfordert ressort- und akteurInnenübergreifende wie prozessori-
entierte Konzepte. Dabei sind alle für die konkreten Entwicklungs- bzw. Erneue-
rungsprozesse relevanten Handlungsfelder einzubeziehen: aus dem städtebaulichen 
Bereich ebenso wie aus dem Blickwinkel der lokalen Ökonomie, des Gemeinwe-
sens, der Bildungsinfrastruktur oder der Mobilität. 

Integrierte Konzepte sind immer auch Querschnittskonzepte zur politischen Ver-
ankerung von Zielen, zur strategischen Steuerung und Koordination erforderlicher 
ressortübergreifender Maßnahmen und Interventionen. Wesentlicher Bestandteil 
solcher Konzepte sind daher auch detaillierte Planungs- und Umsetzungskonzepte 
mit Darstellung der Kosten-, Finanzierungs- und Zeitpläne für konkrete Projekte und 
Vorhaben. 

Von entscheidender Bedeutung ist die Einbeziehung der lokalen AkteurInnen an der 
Konzipierung und Umsetzung sektorenübergreifender Projekte und Programme. 
Weit über das Wecken von Interesse hinausgehend, geht es hier um die Aktivierung 
der Mitgestaltung an konkreten Projekten und Vorhaben der Raumentwicklung, für 
die vielleicht auch eigene finanzielle Ressourcen im Rahmen eines Quartiersbudgets 
zur Verfügung gestellt werden.

Integrierte Konzepte:
 » bieten die Möglichkeiten für eine strategische Beteiligung und an Mehr an po-

litischer und sozialer Teilhabe für die unterschiedlichen AkteurInnen aus Politik 
und Verwaltung, der Sozialarbeit, der Kultur, der Wohnungswirtschaft und von 
Verbänden, der Zivilgesellschaft. Die Arbeit an solchen Konzepten wird damit 
auch zur Plattform der Kommunikation zwischen der Öffentlichkeit und der Ver-
waltung und zwischen einzelnen Dienststellen und Ressorts

 » erfordern die Mitgestaltung und Teilhabe der Menschen vor Ort, die mittels krea-
tiver Planungs-, Partizipations- und Beteiligungsmethoden aktiv in die Prozesse 
einbezogen werden

 » berücksichtigen Integration und Vielfalt als Querschnittsaufgaben und themati-
sieren die Schnittstellen und Schnittfelder von Integrations- und Raumpolitik

 » werden zu Plattform der Kommunikation zwischen der Quartiersöffentlichkeit 
und den lokalen Institutionen und damit zur Vertrauensbasis zwischen den 
Akteuren

 » benötigen entsprechende personelle und finanzielle Ressourcen zur Erarbeitung 
sowie zur Koordination und Moderation, zur Begleitung der Umsetzungsprozes-
se im Stadtteil- oder Quartiersmanagement

 » erfordern den politischen Willen und Rückhalt
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Bildungsoffensive Elbinseln,  
Hamburg 2006-2013
Bildung und Stadtteilentwicklung bedeutet für die Bildungsoffensive 
Elbinseln, ein Bildungsangebot zu schaffen, das integrativ in den 
Stadtteil hineinwirkt, und gleichzeitig Bildung als Standortfaktor nach 
außen zu profilieren. Dabei sollen nicht nur bis 2013 neue Gebäude als 
Lernorte geschaffen werden, sondern auch konzeptionell und strukturell 
Veränderungen erreicht werden – auch für den Zeitraum nach der 
Internationalen Bauausstellung.

Schnittstellen-management
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Schnittstellenmanagement
Die Handlungsfelder einer diversitätsorientierten Stadt- und Regionalentwicklung 
befinden sich meist an der Schnittstelle und im Querschnitt horizontaler (ressortbe-
zogener) und vertikaler (hierarchiebezogener) Zuständigkeiten. Dies betrifft die regio-
nale Ebene ebenso wie den lokalen Bezugs- und Handlungsraum. Die Entwicklung 
konkreter Strategien und Projekte ist damit stark von den unterschiedlichen Akteu-
rInnen bzw. AkteurInnengruppen abhängig, die in der Regel auch unterschiedlichen 
Handlungs- bzw. Ressortlogiken folgen. Im Ergebnis stehen Abstimmungsprobleme 
und eine unzureichende Wahrnehmung und Bearbeitung gemeinsamer Schnittmen-
gen. 

Integrierte Handlungskonzepte bündeln eine Vielzahl von Aufgaben, vernetzen die 
unterschiedlichen raumrelevanten AkteurInnen und können helfen, Schnittstellen und 
Schnittfelder zu erkennen und ein gemeinsames, zielgerichtetes Handeln zu koor-
dinieren. Aber dazu bedarf es eines handlungsfähigen Schnittstellenmanagements, 
ausgestattet mit den dazu notwendigen Ressourcen und versehen mit dem Mandat, 
die beteiligten Institutionen und AkteurInnen in ihrem Handeln untereinander und 
bezogen auf die Schnittstellen zu Politik und Öffentlichkeit koordinieren zu können. 

Auf der lokalen, der Mikro-Ebene, gilt das Quartiersmanagement als direkte Schnitt-
stelle zwischen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft. Es umfasst die Aufgabe, 
die Bevölkerung, die Kultur- und Gewerbetreibenden und andere lokale AkteurInnen 
aktiv in den Prozess der Stadtentwicklung miteinzubeziehen, deren Bedürfnisse zu 
erheben und gegenüber der Politik und der Verwaltung vertreten zu können. 

Auf der kommunalen bzw. regionalen Ebene zeigt sich, wie wichtig die Etablierung 
von Leit- oder Koordinationsstellen für Integration und Vielfalt ist. Hier geht es vor 
allem um die strategische Positionierung der Querschnittsmaterie in den etablierten 
Verwaltungs- und Planungssystemen und um die Koordination und Abstimmung 
umsetzungsorientierter und querschnittsorientierter Aktivitäten in der Stadt- bzw. 
Regionalentwicklung (Wirtschaftsentwicklung, Siedlungsflächenentwicklung, Verkehr 
und Mobilität etc.).  

Das Aufgabenspektrum des Schnittfeldmanagements umfasst u.a.:
 » die Schnittstellenkommunikation zwischen den beteiligten Institutionen und Akteu-
rInnengruppen aus Politik und Verwaltung, von Verbänden und Initiativen, Unter-
nehmen, Kultur- und Sozial- und Bildungseinrichtungen bis zu BewohnerInnen

 » die Initiierung und Begleitung integrierter Entwicklungs- und Handlungskonzepte 
 » die Akquisition und die fachliche Begleitung konkreter Projekte und Vorhaben
 » die Koordination von Förderanträgen und die  Akquisition, Bündelung und Verwal-
tung von Mitteln 

 » das Bereitstellen von Informationsmaterialen und die Organisation der Wissensver-
mittlung und des Erfahrungsaustausches 

 » das Controlling und die Evaluierung der Prozess- und Projektfortschritte
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Partizipation

Islamischer Friedhof, Altach 2012
Der Islamische Friedhof Altach steht für Angehörige des Islam aller  Gemein-
schaften sowie aus allen Gemeinden und Städten Vorarlbergs, die sich nach 
islamischem Ritus begraben lassen möchten, offen. Die Anlagle verfügt über 
Gräberfelder für 700 Gräber, eine Anlage für die rituelle Waschung, einen 
gedeckten Bereich der Gemeinschaft und einen kleinen Gebetsraum.Die 
Gräberfelder sind so angelegt, dass die Toten in der rituell korrekten Aus-
richtung - der Körper nach Mekka gerichtet begraben werden können. Im 
Gebetsraum zeigt die Installation „Schindel-Mihrab“ die Gebetsrichtung nach 
Mekka an. Der Teppich wurde von Freuen in Sarajevo handgewebt.
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Um diese vielschichtigen Aufgaben wahrnehmen zu können, muss das Schnittstel-
lenmanagement mit den nötigen Kompetenzen gegenüber sektoralen oder institu-
tionellen und politischen Zuständigkeiten ausgestattet sein. Dies bedingt das klare 
politische Bekenntnis der EntscheidungsträgerInnen bezogen auf eine diversitätsori-
entierte Raumentwicklung und bezogen auf die Etablierung und die Kompetenzen 
einer ressortübergreifenden und querschnittsbezogenen Managementstelle.

Partizipation 
Im planungstheoretischen und auch -praktischen Diskurs besteht große Überein-
stimmung dahingehend, die „Betroffenen“ in ihrer Vielfalt stärker einzubeziehen. Was 
in der Theorie nachvollziehbar klingt, stellt sich in der Praxis als ein anspruchsvolles 
Vorhaben heraus. Allgemein formulierte Beteiligungs- und Mitwirkungsangebote 
haben nicht immer den Erfolg, den man ihnen beimisst. Sprachliche Hürden stellen 
dabei nur eine Herausforderung dar, mit der es umzugehen gilt. Unterschiedliche 
Zeitbudgets, Erwartungshaltungen aber auch kulturelle Unterschiede bezogen 
auf das Planungs- und Mitwirkungsverständnis erfordern spezifische Modelle der 
Aktivierung und Beteiligung. Gerade die Beteiligung der unterschiedlichen sozialen 
Gruppen benötigt eine differenzierte Ansprache und zielgruppenspezifische, aufsu-
chende und vielfach unkonventionelle Verfahren. 

Das Wecken von Teilhabe und Verantwortung ist ein permanenter Prozess. Dazu ist 
es notwendig, Überzeugungsarbeit zu leisten und zum Mit-Tun und zur Mit-Verant-
wortung zu animieren. All dies verlangt auch nach neuen Wegen in den Strategien 
der Annäherung, des Aufsuchens und der Aktivierung. BewohnerInnen, Vereine oder 
Non-Profit-Organisationen müssen sich in Entwicklungsprozessen wiederfinden 
können, Entwicklungs- und Gestaltungspotenziale der Räume entdecken können 
und Impulse setzen dürfen. Über Beteiligungs- und Mitwirkung entsteht Verantwor-
tung. Verantwortung für den Ort und für die Gesellschaft. 

Partizipationsprozesse und Beteiligungsverfahren:
 » benötigen ein klares und verlässliches politisches Commitment
 » besitzen ein ausgesprochen breites Spektrum an Methoden und Werkzeugen
 » sind geprägt von einem informellen Charakter und damit entsprechend den unter-
schiedlichen Vor-Ort-Bedingungen frei gestaltbar

 » reichen von informativen Angeboten über Beteiligungsmöglichkeiten in Planungs-
verfahren und Entwicklungsprozessen bis hin zu kooperativen Modellen der 
gemeinsamen Projektentwicklung und Entscheidungsfindung

 » bedingen eine Zielgruppenanalyse und eine auf deren Alltagsbedürfnisse zuge-
schnittene Auswahl an geeigneten Aktivierungsstrategien, Methoden und Instru-
mente

 » brauchen eine klare Verantwortung in der Prozesssteuerung und Moderation wie in 
der Rollen- und Aufgabenverteilung

 » erfordern ein maßgeschneidertes Prozessdesign 
 » bedingen eine größtmögliche Offenheit bezogen auf die Ergebnisse
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Quartiersfonds, Berlin seit 2009
Warum beeinflusst die Bereitstellung finanzieller Mittel den Erfolg des bürger-
lichen Engagements? weil durch die Einrichtung eines Quartiersfonds den 
BürgerInnen ein Budget für die Finanzierung konkreter Projekte zur Verfügung 
gestellt wird. Dies fördert Aktivierung, Eigenverantwortung und stärkt Koope-
rationsbereitschaft und Kommunikation.

Alternative Finanzierungs- formen / Partizipative Budgets
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Die Partizipationsmodelle, von denen hier die Rede ist, besitzen einen ausge-
sprochen informellen Charakter. Dies bedeutet, dass sie entsprechend den unter-
schiedlichen Vor-Ort-Bedingungen frei gestaltbar sind. Dazu steht ein Spektrum 
unterschiedlichster Methoden und Werkzeuge zur Verfügung, die entsprechend der 
Zielsetzung und der Rahmenbedingungen (AkteurInnenstruktur, Zeitrahmen, Budget 
etc.) eingesetzt werden können: Angefangen von Online-Umfragen und Interviews 
über Planungsworkshops und Zukunftswerkstätten bis hin zu BürgerInnenräten. 

Alternative Finanzierungsformen/Partizipative Budgets
Die Erfahrungen mit den vielfältigen Projekten im Bereich der Integration unterstrei-
chen den hohen Stellenwert eines aktiven bürgerschaftlichen Engagements für 
konkrete Projekte und Vorhaben. Mitentscheidend für den Erfolg des Engagements 
und der Übernahme von Verantwortung ist die Bereitstellung finanzieller Mittel zur 
Durchführung konkreter Vorhaben. Gerade auf der lokalen Ebene bedarf es vielfach 
neuer und kreativer Zugänge zu Förderlogiken, die dazu verhelfen, das zivilgesell-
schaftliche Engagement zu fördern. Beispiele in der Bereitstellung von Quartiersbud-
gets oder der Bildung eines Quartiersfonds finden sich in den Niederlanden oder in 
Deutschland (Berlin, Hamburg). Hier werden die Voraussetzungen dazu geschaffen, 
das BürgerInnen in besonderen Räumen Zugang zu begrenzten Haushaltsmitteln 
haben, über die sie, ihren eigenen Prioritäten entsprechend, verfügen und in eigener 
Verantwortung Verbesserungen und Veränderungen herbeiführen können. Solche 
Quartiersfonds bieten damit gute Chancen, dass BewohnerInnen Verantwortung 
für das Quartier und für die Nachbarschaft übernehmen und sich darüber hinaus 
eine neue Qualität von Kooperation und Kommunikation und des Zusammenlebens 
einstellt. 

Ganz neue Möglichkeiten eröffnen sich über die vielfältigen Internet-Plattformen 
des „Crowdfundings“, die zunehmend auch zur Finanzierung von Vorhaben im 
sozialen, im kulturellen oder  im sozio-ökonomischen Bereich genutzt werden.  Die 
Plattformen werden zu neuen Markplätzen, bei denen gute Ideen die Chance zur 
Umsetzung erhalten. Sie werden so zu einer innovativen Alternative zu klassischen 
Finanzierungsformen und Fördermodellen.

Ziele partizipativer Budgets
 » Herstellen einer Transparenz
 » Beteiligung und Mitbestimmung der BürgerInnen an konkreten Projekten
 » Stärkere Ausrichtung des Mitteleinsatzes an das Interesse der BürgerInnen
 » Stärkung der Mitverantwortung und des zivilgesellschaftlichen Engagements
 » Stärkung der Stadtteilkultur
 » Stärkung der Vertrauensbasis zwischen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft



THEMENFELD II:  
HANDLUNGSINSTRUMENTE UND PROJEKTE

Anne Wiederhold 
Caritas Wien, Leiterin der Brunnenpassage

Die Brunnenpassage in Wien:

•	 Zu einem lebenswerten Leben gehört unserer Meinung nach ganz stark Integ-
ration weiter gedacht, nicht nur im Sinne von Integration im Bezug auf den Bil-
dungsmarkt, auf das Wohnen, auf den Arbeitsmarkt, auf die Sprache sondern 
eben auch zu einem genussvollen Leben, das heißt auch Zugang zur Kunst.  

•	 Die Kunst hat die Chance, Menschen zusammenzubringen über Sprachen 
hinweg, über Altersgrenzen hinweg und es ist von vornherein klar, dass jeder 
Mensch als Individuum Kunst auch unterschiedlich interpretiert.

•	 Wie können öffentliche Institutionen den Dialog fördern? Wie können auch in 
den Außenrandbezirken, in neuen Stadtteilen, Orte der Kunst und Kultur ge-
schaffen werden, die wirklich für alle Menschen zugänglich sind?

•	 Wir werden die Menschen nicht auf ihren Migrationshintergrund reduzieren, 
ganz bewusst sind wir ja kein AusländerInnenprojekt, wir richten uns auf die 
gesamte Wohnbevölkerung und in allen unseren Formaten ist diese Vielfalt auch 
vorhanden. 

•	 Märkte sind Orte, die sich ideal für Orte der Begegnung anbieten. Und damit 
meine ich ganz bewusst die alten Straßenmärkte, die Gemüsemärkte, wo eben 
Menschen jeglicher Herkunft hingehen. Da sind die Menschen auch mit einer 
großen Offenheit und einer Genussfreude erst mal unterwegs. Und wenn an 
diesen Orten ein Raum geschaffen wird, ein Raum der Begegnung, ist das 
unserer Meinung nach sehr fruchtbar.

•	 Die Zugänglichkeit des Orts, die Erreichbarkeit der Zielgruppe sind essenziell für 
das Projekt.

Feedback Positionspapier:

•	 Erreichbarkeit: Die Mehrsprachigkeit kommt mir in diesem Papier noch zu wenig  
vor, und diese Mehrsprachigkeit muss natürlich auch im Personal vorhanden 
sein. Wie man dann die Menschen erreicht, da haben wir sehr viele Erfahrungen 
gemacht – Stichwort „Friseursalon“, d.h. man muss umdenken, die klassischen 
Wege des Marketings, wie sonst Projekte beworben werden, funktionieren 
unsere Erfahrungen nach nicht mehr.

30



•	 Personal: Wir haben unglaublich viele Muttersprachen in unserem  Team, das ist 
auch sehr herausfordernd, teilweise, verschiedenste Religionszugehörigkeiten 
und künstlerische Backgrounds. Und da muss man erst mal lernen zueinander 
zu finden, aber das ist glaube ich eine Voraussetzung, um diese Vielfalt auch 
umsetzen zu können. Wir haben regelmäßig Supervision. Es ist auch ein stän-
diger Lernprozess. Wir versuchen sehr viel die Arbeit auch immer auszuwerten, 
ich sage auch ganz ehrlich, wir machen auch Fehler.

•	 Einbeziehung der Bildungseinrichtungen:  In der Schule ist es am einfachsten, 
die Menschen zu erreichen, auch das wäre noch eine Ergänzung, die ich für 
dieses Paper hätte, dass die Bildungseinrichtungen noch stärker mit einbezo-
gen werden sollten, meiner Meinung nach. Wir sind in sechs verschiedenen 
Schulen in der umliegenden Umgebung jede Woche im Unterricht vertreten.

•	 Flexible Förderstrukturen: Ein großer Punkt, der in dem Paper noch nicht 
vorkommt, sind die Förderungen, wer ist überhaupt zuständig um diese Orte 
zu schaffen. Dennoch haben wir die Schwierigkeit, dass wir nicht einordenbar 
sind, dass einige sagen: „Na ja, das ist ein klassisches Integrationsprojekt, wir 
haben den österreichischen Integrationspreis verliehen bekommen. Die anderen 
sagen: „Entschuldigung, das ist aber Kunst, da können Sie nicht zu mir kom-
men.“ Wer fühlt sich eigentlich in den jeweiligen Institutionen und in Förderstel-
len überhaupt dafür zuständig?
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THEMENFELD II:  
HANDLUNGSINSTRUMENTE UND PROJEKTE

Johannes Posch 
Büro PlannSinn, Wien

Praxisbeispiele Partizipation:

•	 Handeln in Möglichkeitsräume als Haltung (bspw. Besiedlungsphase im Neu-
bau, Erstellen von Qualitätskataloge als Grundlage für Architekturwettbewerbe, 
Leitbild)

•	 Es braucht die externe Ressource für die Begleitung von Partizipationsprozes-
sen. 

•	 Gemeinschaftsräume sind ein kathalytisches Thema, wo die Aushandlungen 
über die Nutzung der Räume sehr spannend sind und integrativ sein kann.

•	 Vor Ort sein und direkte Ansprache sind wichtig, besonders für die Aktivierung.
•	 Man kann nicht alle, also wirklich alle in der gleichen Intensität beteiligen. Das 

setzt eine Fokussierung auf bestimmte Gruppen voraus. Welche Personen 
wollen wir miteinbeziehen? Welche Personen finden wir vor, wenn wir in einen 
bestimmten Raum kommen? Wen wollen wir hineinholen?

•	 Methoden und Istrumente 
- Wissen generieren für Kriterienkatalog durch Großgruppen, Fokusgruppen, 
Planungsgruppen 
- Mischung aus verschiedenen Instrumenten und Methoden entsprechend der 
Vielfalt der NutzerInnen – Onlinebefragung, Online-Voting für Nutzungsszenari-
en, Face to Face Partizipation, Sozialraumanalyse, Vignetten 
- Onlineplattform 
- Aktivierung und Informieren vor Ort durch niederschwellige Instrumente: 
Stadtsilhoutte, Ideentransporter, Physischer Raum (Laden) für Treffen, Diskurs, 
Austausch

Feedback Positionspapier:

•	 Sprache soll niederschwelliger werden, um mehr Wirkung zu erzeugen.
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Ergebnisse Themeninsel II:

•	 Aus Sicht der Raumplanung ist der Hinweis gekommen, dass man doch den 
Begriff Integration in diesem Papier nicht wegstreichen sollte, weil der Begriff 
durchaus auch eine Möglichkeit bietet, konkrete Themen anzusprechen. 

•	 Wir können nicht davon ausgehen, dass Integration nur Menschen betrifft, 
die hier für immer bleiben, sondern dass man auch die Dynamik und Mobilität 
betrachten soll.

•	 Die „Best Practise Beispiele“, die wir hier schon aufgezeigt haben, sollen sicht-
bar gemacht werden – mit einer Datenbank, mit einer Publikation. 

Beteiligung:

•	 Beteiligung muss auf mehreren Ebenen stattfinden – Bevölkerung, Gemeinde-
politik, Verwaltung.

•	 Man muss auch Bewusstseinsbildung über Beteiligung vorantreiben. 
•	 Man kann durch Beteiligung die Betroffenen zu Verantwortungsträgern und vor 

allem zu Entscheidungsträgern machen. 
•	 Wo wollen wir beteiligen, wen wollen wir hinein holen und v.a. dort beteiligen, 

wo man viel bewirken kann, wo die Energie am größten ist.
•	 Man soll Orte für Beteiligungsmöglichkeiten schaffen. Damit verbunden ist die 

Bedeutung der öffentlichen Räume als Orte der Integration. Wichtig ist, dass 
diese Räume freigehalten werden und nicht unbedingt einer kommerziellen 
Nutzung zugeführt werden.

•	 Es braucht auch Motive – z.B. Musik machen, Kunst als Motiv.
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Programm Soziale Stadt,  
Deutschland 1999 - 2012
Im Vordergrund stehen städtebauliche Maßnahmen in das Wohnumfeld, 
in die Infrastruktur und in die Qualität des Wohnens. Gerade in 
benachteiligten Stadtteilen ist es wichtig für mehr Generationengerechtigkeit, 
Familienfreundlichkeit zu sorgen, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und die Integration aller Bevölkerungsgruppen zu verbessern.

Beispiel Handlungs- und Kommunkations- plattform
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4.Handlungs- und Kommunikationsplattform
Fehlen handlungsbezogener Förder- und Anreizinstrumente
In vielen österreichischen Kommunen fehlt es an Ressourcen, die vielfältigen Aufga-
ben und Herausforderungen einer diversitätsorientierten und integrationspolitischen 
Raumentwicklung bewältigen oder aktiv gestalten zu können. Und es mangelt an 
einem strukturierten Wissensaustausch bezogen auf die vielfältigen Methoden, 
Instrumente, Prozesse und Projekte einer (partizipativen) und querschnittsorientier-
ten Stadt- und Regionalentwicklung. Konflikte zeigen sich auch dort, wo es um die 
Relationen und Verknüpfungen zwischen der Integrations- und der Raumpolitik geht.

Auch erscheint das vorhandene, meist ressortgebundene Instrumentarium zum 
Umgang mit integrationsrelevanten Fragestellungen und Herausforderungen zu 
wenig aufeinander abgestimmt. Benötigt wird ein aktives Veränderungsmanagement 
und geeignete Förder- und Anreizinstrumente, die eine kontinuierliche und vor allem 
ressortübergreifende Begleitung der Thematik erlauben bzw. unterstützen. Hier sind 
vor allem der Bund und die einzelnen Länder gefordert!

Bedarf nach einer aktivierenden und querschnittsorientierten Handlungs- 
und Kommunikationsplattform
Über den Bedarf nach einer symbolischen Politik hinaus, wird aus der ÖREK-
Partnerschaft heraus ein Bedarf einer aktivierenden und vor allem querschnitts-
orientierten Handlungs- und Kommunikationsplattform formuliert, die vergleichbar 
dem Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ in Deutschland oder dem Landes-
programm Nordrhein-Westfalen „Initiative ergreifen“ dazu dient, lokale Initiativen im 
Bereich von „Integration und Vielfalt“ zu fördern. 

In Österreich existiert derzeit kein Programm, das den in Deutschland eingesetzten 
Bund-Länder-Programmen ähnlich ist. Ebenso fehlt eine vergleichbare Förder- und 
Kommunikationsstrategie. Die Empfehlung zum Aufbau einer entsprechenden Platt-
form richtet sich explizit an den Bund und an die Länder, die auf der Makro-Ebene4  
in einer besonderen programmatischen Verantwortung stehen.

Vom Förderprogramm zur Handlungs- und Kommunikationsplattform
In der direkten Gegenüberstellung Top-Down-gerichteter Programme fokussiert die 
Handlungs- und Kommunikationsplattform auf die Mobilisierung vorhandener Kräfte. 
Sie soll die Kommunen unterstützen, zivilgesellschaftliche Gruppen und lokale 
Partnerschaften dahingehend befähigen, Verantwortung für das städtische Gemein-
wesen und für eine integrierte Raumentwicklung übernehmen zu können bzw. zu 
wollen. In den Fokus rückt die Unterstützung in der Erarbeitung integrierter Hand-
lungskonzepte ebenso, wie die Förderung von Maßnahmen im Stadtraum selbst - 

4 Basierend auf einem im Rahmen des Projekts erarbeiteten differenzierten Raum-und Handlungsmodell: mikro 
(lokal)/meso (regional)/makro (national) wird die Makro-Ebene als programmatisch wirksamer Gestaltungsraum 
angesehen (Details siehe Jahresbericht 2012 ).
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Initiative ergreifen,  
Deutschland NRW seit 1996
Woher kommt der Anstoß zu Projekten? Aus der Bürgerschaft. Die Initiativen 
müssen in der Lage sein möglichst viele Menschen und deren praktisches 
Engagement zu mobilisieren. Dabei müssen sie oft ungewöhnliche und neue 
Wege gehen.

Beispiel Handlungs- und Kommunkations- plattform
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also genau dort, wo die Projekte im direkten Lebensumfeld ansetzen und einwirken. 
Es geht damit um die Förderung des Engagements für eine vielfältige Gesellschaft.

Ziel einer potenziellen Handlungs- und Kommunikationsplattform sind einerseits, 
die unterschiedlichen AkteurInnen aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur, 
Soziales und Zivilgesellschaft bezogen auf ein gemeinsames integratives Handeln 
zu vernetzen und neues Wissen zu generieren sowie andererseits, dieses über 
konkrete Projekte und Prozesse sichtbar zu vermitteln. Damit muss die Plattform 
dazu beitragen, die traditionelle „Raumblindheit“ sektoraler Konzepte überwinden zu 
können. Es geht also auch um die Initiierung offener Lernprozesse zu einem koope-
rativen Handeln und um das Sichtbarmachen der gesellschaftlich/kulturellen und der 
ökonomischen MehrWerte eines gemeinsamen und verantwortungsvollen Handelns. 
Vorausgesetzt, die Plattform erhält den dazu erforderlichen politischen Auftrag und 
die notwendige Ausstattung mit finanziellen und personellen Ressourcen. Bund und 
Länder stehen hier in einer gemeinsamen Verantwortung.

Lernen AN und VON guten Projekten und Prozessen
So bedeutend diese auch sein mögen: aber Programme und Pläne allein besitzen 
selten die Kraft die dazu notwendig ist, zivilgesellschaftliches Engagement zu initiie-
ren und die beteiligten AkteurInnen zu einem langandauernden, verantwortungsvol-
len Handeln zu verhelfen. Jede wirkungsvolle Strategie einer diversitätsorientierten 
und integrationsrelevanten Raumentwicklung braucht Symbole und zeitnah sicht-
bare Umsetzungserfolge. Um auch langfristig an Ziele und Qualitätsansprüche einer 
integrativen Raumentwicklung auf lokaler, städtischer oder auch regionaler Ebene zu 
binden, sind neben Programmen und Plänen damit immer auch konkrete Projekte 
notwendig. Erst letztere bringen die einprägsamen und zugkräftigen Bilder hervor, 
die engagiertes und ausdauerndes Handeln stützen. 

Potenzielle Projekte und Handlungsansätze auf der lokalen Ebene werden 
initiiert

 » durch Umgestaltung, Ausbau und Erweiterung von zentralen Bildungs-, Kultur- 
oder Gemeinschaftseinrichtungen

 » durch die Förderung von Initiativen und Projekten der Stadtteilwirtschaft 
 » durch Gestaltung und Aktivierung öffentlicher Räume
 » durch neue Kooperationsformen innerhalb und außerhalb der Verwaltung, die Er-
probung der Verbindlichkeit bei informellen Kooperationen und quartiersbezogenen 
Finanzierungsformen (beispielsweise Sozialraumbudgets/Verfügungsfonds)

 » durch neue Strukturen für bürgerschaftliches Engagement (Aufbau von Ehren-
amtsstrukturen mit Einbindung von Vereinen und MigrantInnenorganisationen oder 
im Rahmen von Projekten im Aufbau und in der Bewirtschaftung soziokultureller 
Einrichtungen oder Angebote), Mentoren- oder Patenprogramme

 » durch neue Strukturen für freie TrägerInnen und Vereine (räumliche und inhaltliche 
Anbindung an vorhandene Orte der Integration

 » durch Einbindung von Stiftungen und private Unternehmen in quartiersbezogene 
Projekte
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Nationale Stadtentwicklungspolitik, 
Deutschland seit 2007
Die Nationale Stadtentwicklungspolitik bringt Handelnde und Interessierte 
zum Thema Stadt zusammen. Sie schafft Plattformen für einen lebendigen 
Austausch, thematisiert aktuelle stadtgesellschaftliche und städtebauliche 
Trends und greift beispielhafte Handlungs- und Lösungsansätze auf.

Beispiel Handlungs- und Kommunkations- plattform
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Konkrete Projekte werden zum Impuls und zum Bezugspunkt für konkretes Handeln 
und Engagement. Dabei geht es auch darum, über konkrete Projekte das öffentliche 
Bewusstsein für die spezifischen Werte einer bunten, vielfältigen Gesellschaftsstruk-
tur herauszuarbeiten. An guten Projekten werden die Potenziale und die MehrWerte 
des gemeinsamen Handelns und des Zusammenlebens anschaulich. 

Damit geht es immer auch um das Lernen an und von den Projekten, die über ihren 
Status als „Living-Labs“ zum Impuls einer neuen kulturellen Praxis im Umgang mit 
„Integration und Vielfalt“ werden können. Ein Impulsprogramm kann den strategi-
schen Rahmen zu Prozessen schaffen, die dann auf der städtischen bzw. lokalen 
Ebene zu neuen Kooperationsformen, Mitwirkungs- und Teilhabemodellen und Pro-
jekten führen. Die Handlungs- und Kommunikationsplattform wird für diese Projekte 
zur „Bühne“ eines offenen Dialogs und eines (planungs)kulturellen Lernprozesses.

Impuls zu einer neuen kulturellen Praxis
Mit einer offenen und herausfordernden Anlage kann die Handlungs- und Kommu-
nikationsplattform den Umgang mit Integration und Vielfalt als kulturellen Prozess 
initiieren. Die Projekte und Prozesse müssen den fachlich/politischen Dialog anregen 
und gleichermaßen zu dezentralen Plattformen der Beteiligung und der Zusammen-
arbeit von Institutionen mit der Zivilgesellschaft werden. An den Projekten gilt es, 
die Handlungsräume und Mit-Mach-Möglichkeiten auszuloten, zuzuspitzen und zu 
qualifizieren. In den Fokus rückt die Stimulation eines breiten zivilgesellschaftlichen 
Engagements. Über das Lernen an Projekten und Prozessen wird die Plattform zum 
Impuls einer neuen kulturellen Praxis im Umgang mit den vielfältigen Szenen, Milieus 
der Stadtgesellschaft im Raum. Eingebunden in die Plattform folgen die lokalen oder 
regionalen Projekte den Anspruch, jeweils orts- und situationsspezifische Lösungen 
zu entwickeln. Gute Projekte werden damit immer auch Kräfte freisetzen, die sich 
wirkungsvoll auf ihre Umgebung auswirken können. 

Aufgaben der Handlungs- und Kommunikationsplattform:
 » Fachliche Unterstützung und Beratung von VorhabenträgerInnen in rechtlicher, 
instrumenteller und fördertechnischer Sicht

 » Akquisition und Förderung von Projekten, die darauf ausgelegt sind, die MehrWerte 
des raumbezogenen Handelns bezogen auf die Herausforderung von Integration 
und Vielfalt deutlich zu machen

 » Bereitstellung notwendiger Fördermittel entweder durch ein eigenes Budget oder 
durch die handlungsbezogene Verknüpfung und Bündelung vorhandener Förder-
programme unterschiedlicher Mittelgeber 

 » Aufbau und Pflege eines länderübergreifenden Netzwerkes bezogen auf den 
Erfahrungsaustausch und das Voneinander-Lernen der beteiligten AkteurInnen (z.B. 
über die Durchführung von Konferenzen und Fachdiskursen)

 » Etablierung und Betreuung einer Hochschulpartnerschaft (im Sinne des Monito-
rings, der wissenschaftlichen Begleitung und des Wissenstransfers)

 » Vermittlung des gewonnenen Erfahrungswissens und der Projekte an die Öffent-
lichkeit.



THEMENFELD III:  
HANDLUNGSPROGRAMME

Stefan Willinger 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt-, und Raumforschung Bonn

Feedback zum Positionspapier:

•	 Erst durch das Arbeiten mit Vielfalt (anstatt ausschließlich sektoral mit Integ-
ration) wird eine Vielzahl an Überschneidungen zu Stadtentwicklungsprojek-
ten sichtbar und die vielen Disziplinen, die damit zutun haben, können somit 
zusammengefügt werden.

•	 Große Komplexität aufgrund der vielen unterschiedlichen Handlungsfelder -> 
positiv, dass hier im Bericht nicht ausgewichen wird

•	 Es gibt nicht einen Weg, sondern viele! -> führt zu allgemeinen Hinweisen, an-
statt zu konkreten Anweisungen

•	 Sprache des Berichtes ist sehr vertraut; wie der Bericht geschrieben ist, bleibt 
eine Frage der Zielgruppe

•	 Der Bericht richtet sich an: wissenschaftliche Öffentlichkeit, politische Öffent-
lichkeit, Öffentlichkeit in Kommunen, diese Öffentlichkeiten sind wieder total 
zersplittert, jeder hat seine eigene Sprache

•	 Ein Bericht für jede/n zu schreiben, wäre nicht möglich
•	 Im Bericht gut gelöst indem zwischen Abstraktion und konkreten Projekten 

gesprungen wird
•	 Ein summarisches Papier, das gut zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik passt
•	 integriertes Stadtentwicklungsthema: ist ein „empty signifier“, bedeutet nichts, 

steht überall darunter, davon darf man sich nicht zu viel versprechen
•	 im Bericht zu hören: Stadtentwicklung mit linearen und formellen Praktiken allei-

ne kommt nicht mehr vorwärts -> es muss diesen Richtungswechsel geben
•	 Projektbeispiele zeigen Fülle von Akteuren und zivilgesellschaftlichen Akteu-

ren mit großen Engagement etwas zu machen und bereits schon tun -> diese 
müssen beobachtet, unterstützt und etwas gelenkt werden auf ein spezifisches 
Thema

Nationale Stadtentwicklungspolitik:

•	 Herausforderungen: demographischer Wandel, Inklusion, soziale Kohäsion, kein 
Vorwärtskommen in Stadtentwicklung alleine mit linearen und formellen Prakti-
ken  
-> es muss Richtungswechsel geben; die Rede ist von einem Kulturwandel 
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•	 Notwendigkeit: andere Form des Zusammenarbeitens und anderes Verständnis 
von Stadtentwicklung 

•	 Neues Governance-Modell; keine Anordnung durch Staat oder Kommunen 
mehr

•	 Stadtentwicklung bewegt sich in unübersichtlichen Handlungsfeldern
•	 2007 Verabschiedung Leipzig Charta: Initiative Nationale Stadtentwicklungspo-

litik zur Verhandlung, Abstimmung von Fragen zwischen den Ebenen, Einbin-
dung der  Fachöffentlichkeit in einen Diskurs darüber 

•	 Entstehung Begriff Plattform: Zusammenführen aller Akteure und ausloten was 
möglich erscheint

•	 Dies entspricht vielstimmigen Konzert der Akteure in Stadtentwicklung: zuerst 
Meinungen sondieren

•	 Interessen sind bei Stadtentwicklungsfragen sehr unterschiedlich: Wirtschaft, 
Immobilienwirtschaft, zivilgesellschaftlichen Akteure, Banken und Großunterneh-
men, es benötigt Zeit, bis sich eine Richtung abzeichnet

•	 Zu Beginn Angst vor Nationaler Stadtentwicklungspolitik (Großstadtpolitik, die 
sich nicht um kleinere Städte und Gemeinden kümmert); erwartet wurde eine 
Art von Leitkultur 

•	 Wurde bewiesen, dass nicht der Fall: Auseinandersetzung mit kleinen Städte 
und Gemeinden, Metropolräume

•	 Ziel: integrierte Stadtentwicklungspolitik zum Thema machen, sowie Stadt; 
Stadt ist der Ort, wo heutzutage gesellschaftliche Probleme erscheinen und 
doch auch irgendwie gelöst werden müssen -> dazu Fachöffentlichkeit vernet-
zen. Kongresse, Publikationen, Internet - eine Vernetzung auf verschiedenen 
Ebenen - immer zwischen Praxis und der Verwaltung auf den oberen Ebenen, 
die die Förderprogramme machen – diejenigen, die sich mit den europäischen 
Nachbarn austauschen

•	 Kooperationen - neues integriertes Denken von Stadtentwicklung führt natürlich 
dazu, dass man mit Leuten zu tun hat, die man nicht kennt. 

•	 Hochschultage und Hochschuldialog: Auseinandersetzung zu Fragestellungen 
über Städtebau, Stadtplanung und Stadtentwicklung – Dialog Hochschule, 
Bund und Praxis; Vernetzung über Veranstaltungen und Arbeitsprozesse

•	 Risiko: wenn nur diese Plattform gegeben ist, wo nur diskutiert wird, dann 
droht die Gefahr, dass man sich von der Praxis löst und nicht mehr die richtige 
Sprache findet, um aktuelle Erkenntnisse weiterzugeben und zu diskutieren. -> 
Kleinen Topf zur Förderung von Beispielprojekten, die sich vor dem „State of the 
Art“ befinden zur Anregung für die Fachöffentlichkeit: im Vordergrund steht die 
Darstellung der Informationen und Daten; direkter Bezug zu aktuellen Projekten 
gegeben
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THEMENFELD III:  
HANDLUNGSPROGRAMME

Andrea Binder-Zehetner 
Lokale Agenda 21, Wien

Grundlegendes über Lokale Agenda 21:

•	 (angesprochen wird der aktivierende Staat); Zielsetzung: BürgerInnen-Aktivie-
rung, BürgerInnen-Beteiligung, Mitverantwortung der BürgerInnen, Beitrag zur 
nachhaltigen Bezirksentwicklung durch BürgerInnen

•	 Kooperation zwischen Politik und Verwaltung auf lokaler Ebene
•	 Zu Beginn: außer Zielsetzung kein großangelegtes Handlungsprogramm vor-

handen; nur politisches Kommittent durch Gemeinderatsbeschluss für Finan-
zierung (aus Sorge nicht ins Tun und Handeln zu kommen, u.a. wegen politisch 
konflitkären Situation wurde von Leitbildprozessen und dergleichen abgesehen)

•	 Pilotprojekt: Bezirk Alsergrund -> danach Programm auf ganz Wien ausgeweitet

Wesentliche Anmerkungen:

•	 Wechselspiel zwischen Praxis und Theorie: Bestimmung und Adjustierung 
inhaltlicher Leitlinien durch Reflexion aus der Praxis

•	 Fristen/Zeitlichkeiten festlegen: wie lange soll Kooperation andauern? Wann soll 
gewünschter Erfolg eintreten?

•	 Unterschiedliche Ebenen der LA 21: 
(lokal) Agendabüros: Anstoß der Aktivierung der BürgerInnen,  Förderung/ 
Unterstüzung der Kommunikation; geführt von beauftragten Unternehmen auf 
Bezirksebene -> Sondierung neuer inhaltlicher Qualitäten, Ziele, Entwicklung für 
die LA 21 
(lokal) Steuerungsgruppe: Austausch über Projekte zwischen BürgerInnen, 
Politik und Verwaltung 

•	 zur Vernetzung mit Stadtebenen -> Schaffung von zwei Gremiem (=Impulsplatt-
form): Kooperation (muss Output haben, soll Ergebnis haben, da muss was 
rauskommen),  Netzwerk (Räume zur Verfügung stellen, wo man sich treffen 
kann, wo man Gedanken, wo man Chancen für Kooperationen erzeugen kann); 
Impulsplattform findet 2x im Jahr statt (Vernetzung Bezirkspolitik, Verwaltung 
von Stadt, Stadtpolitikerinnen, Bürgerinnen zur Filterung/Findung aktueller The-
men, die auf lokaler Ebenen bearbeitet werden sollten)
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•	 Transfer Programm -> Projekt: Wie komme ich von dem Stadtprogramm oder 
erstellten Leitbild zu dem konkreten Tun? Wie stellen sich diese Schritte dar? 
Und wer tut dann was? Diese Lücke klafft nach wie vor in diesem Papier auf. 
(bezügl. Agendabüros: Aufgabe ist Weiterentwicklung; Wer kann das sein? Was 
müssen die können? Wie schauen diese Unterstützungsstrukturen aus? 

Feedback zum Positionspapier: 

•	 Im Papier sollte deutlicher eingegangen werden auf Spannungsfeld zwischen 
Projekt, Handeln und der zugrundeliegenden Strategie/Programm  
-> wie ist hier das Verhältnis? 
-> womit kann/soll/darf begonnen werden? Darf auch mal anders begonnen 
werden?

•	 Beispiele im Papier zielgerichteter auswählen: Verbindung zwischen Programm 
und konkreter Umsetzung sollte klar dargestellt werden (Pilotprojekt -> Pro-
gramm -> lokale Ebene -> Programm; Abläufe sollten deutlich nachvollziehbar 
gemacht werden, auf abstrakter Ebene nicht verständlich)

•	 Vertikale Integration herausarbeiten;  Wichtigkeit und Herausforderung der 
Wechselwirkung von bottom-up und top-down Prozessen in der Stadtentwick-
lung (zur gegenseitigen Wertschätzung zwischen BürgerInnen und Verwaltung)

•	 Frage der Kooperation: wer soll zusammengebracht werden? Hier muss man 
konkreter werden, damit das Papier anregender wird -> es kann nicht jeder mit 
jedem kooperieren! Risiko: so wird man nie ins Handeln kommen...

•	 Abstraktheit und Sprache: die Sprache führt dazu, dass der Inhalt an einem 
vorbeifließt! Soll man als Zielgruppe handeln oder will das Positionspapier den 
wissenschaftlicher Standard aufzeigen? Wenn das Papier was Neues einleiten 
will dann muss es selbst neu sein! Risiko: man legt es weg und macht genau so 
weiter bisher...

•	 „Quartiersmanagament“ ist ein rein in Deutschland gebrauchter Begriff -> der 
Bericht geht zu wenig auf Österreich ein

•	 „soziale Stadt“ und „Quartiersmanagment“: zuviel gute Darstellung; gibt auch 
Kritik über dieses Programm
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THEMENFELD III:  
HANDLUNGSPROGRAMME

Ergebnisse Themeninsel III:

•	 Es ging darum diese Handlungs- und Kommunikationsplattform als eine Weiter-
führung näher zu beleuchten; von der Frage: „wie geht es weiter?“ -> „was ist 
das eigentlich diese Handlungs- und Kommunikationsplattform?“

•	 Eindruck: „wie blinde Leute versuchen den Elefanten abzutasten - ja nachdem 
wo man ist, spürt man was anderes und sieht man was anderes“ -> sehr ver-
schiedene Zugänge; Wir haben einen Konsens im Dissens: vieles kann anders 
sein, was wir darunter verstehen

•	 Frage: „Braucht man so etwas? Braucht Österreich so etwas wie eine Hand-
lungs- und Kommunikationsplattform?“ -> (für und wider; jedoch Bedürfnis 
von allen: „Ja! Das Thema muss besetzt werden und irgendwie muss dieser 
Prozess weitergeführt werden.“ („wie“ bleibt jedoch noch offen)

•	 Thema zwischen Raumplanung/Planung und Integration/Diversität braucht ein 
Sichtbarmachen, es braucht Lernräume  -> einerseits: attestiert und promoted 
-> andererseits: es gibt offensichtlich einerseits das Bedürfnis nach Netzwerken, 
Lernräumen, Informationen und Erkenntnissen, andererseits haben wir so etwas 
wie einen „Information Overflow“ und ein „Netzwerk Overflow“ zugleich -> „Wo 
gibt es die Stärke und wo gibt es die Schwäche?“  
-> Erkenntnis: an beiden Seiten ist etwas dran (widersprüchlich)

•	 Georg Schadt: „Wie sieht die Zuständigkeit aus? Was kommt auf den Bund 
zu, was heißt das für den Bund, was heißt das für die Länder? -> alle sind der 
Meinung: Zuständigkeit bei ÖROK

•	 Frage: „Was ist die Handlungs- und Kommunkiationsplattform? Inwieweit ist 
es wichtig, eine Form - ein Gefäß zu haben für unterschiedliche Themen, die 
hochrelevant sein können? 
-> Beispiele aus Deutschland: entweder kein Thema vorgeben wie „Nationale 
Stadtentwicklung“, oder Thema vorgeben wie „Soziale Stadt“

•	 Mainstreaming vs. Sonderschiene -> Frage: „ Braucht es eine eigene Plattform 
zum Thema Raum, Integration und gesellschaftliche Vielfalt (-> bewusst höhere 
Aufmerksamkeit durch eigene Plattform) oder wäre Mainstreamings-Gedanke 
sinnvoller, indem gesellschaftliche Vielfalt als ein Grundthema in allen anderen 
ÖROK-Prozessen integriert ist“? - > Mainstreaming-Themen hören sich immer 
gut an; Risiko: ein Thema das überall drinnen ist, läuft immer Gefahr, dass es 
nirgendwo richtig drinnen ist -> „Von was sind wir gestartet? Was sind die 
Treiberfunktionen in den unterschiedlichen Mainstreaming Gruppen“ –das muss 
geklärt werden, ansonsten funktioniert es nicht!
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•	 Größe/Breite der Plattform – Frage: „wie klein muss so eine Plattform ange-
dacht werden?“ unterschiedliche Zugänge:   
-> aufgrund der Kompetenzen und der nicht geklärten Ressourcen bezüglich 
der Themenfindung macht es Sinn, eher klein anzufangen und weiter auszubau-
en 
-> wir müssen schon etwas stärker markieren und positionieren, weil wenn wir 
zu klein ansetzen, fällt es so stark unter die Aufmerksamkeitsgrenze, dass das 
Interesse und die Teilnehme auch endendwollend ist

•	 Größenordnung – Frage: „wie groß ist nun wirklich der Bedarf und der Radius 
eine solche Plattform zu installieren?  Ist es nicht irgendwann nach 10 Projekten 
abgegrast?“ -> wie in Deutschland, wo der Bedarf wegen den Projekten und 
der Fläche so riesengroß ist (hier lohnt es sich das aufrecht zu erhalten) Gefahr: 
Österreich von Fläche und Anzahl der Projekt zu klein – und deshalb Plattform 
bald zu Ende
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THEMENFELD III:  
HANDLUNGSPROGRAMME

Georg Schadt
Bundeskanzleramt, Abt. IV/4 Raumordnung und Regionalpolitik

•	 Klar hervorgekommen: Lernplattform
•	 Klar hervorgekommen: Netzwerkknoten - Plattform hat nicht allen gefallen, aber 

so etwas wie ein Netzwerkknoten, denn ohne irgendeinen organisatorischen 
Kern wird es nicht funktionieren:

•	 eine Impulsfunktion, die man sich erwartet 
•	 Themen einzuspielen, nicht nur Themen entgegen zu nehmen, wobei insbe-

sondere die Beteiligung bei kommunaler Ebene immer hervorgehoben wurde. 
(es gibt eine ganze Breite von Anschauungsbeispielen, die um eine Entdeckung 
harren)

•	 Aufmerksamkeit erzeugen über eine Plattform, über einen Netzwerkknoten
•	 durch Informationsfluss zur Qualitätssicherung von Projekten beitragen 
•	 Relevanz, dieses Thema warm zu halten, nachhaltig warm zu halten
•	 Frage: „Was wäre der Aufhänger für eine Plattform, wenn es nicht Soziale Stadt 

ist? Ist es dann Soziale Innovation etc.?“ 
•	 Auf der anderen Seite: große Unsicherheit in Bezug auf Plattform bei all jenen, 

die in Planung beschäftigt sind -> unterschiedliche Sichtweisen bezogen auf 
eigentliche Frage des Fokus (Integration/Vielfalt)

•	 Profileration von Plattformen: Vorbehalt vonseiten G. Schadt und weiteren 
ÖROK-Mitgliedern, dass jede thematisch aufgesetzte Partnerschaft in eine 
Plattform mündet

•	 Vorbehalt vonseiten G. Schadt hinsichtlich eines Zusammenziehens aller Örek-
Partnerschaften zu einer Plattform und Thema darüber zuspielen

•	 Bezüglich Örek-Partnerschaft: Es geht nicht darum, dass die Partner für die 
ÖROK-Geschäftsstelle (als organisatorischer Kern) bzw. die ÖROK das Wei-
terleben einer Partnerschaft weitertragen, sondern angemessene Formen zu 
finden, das Thema weiter zu tragen und das auch in Richtung Politikrelevanz 
weiterzutragen.

•	 Frage: „Wie fängt man so eine Plattform an? Und wo fängt man an?“ -> nicht 
konklusiv, aber ein gewisser Konsens hörbar: irgendwie mit beschränkten Kräf-
ten kann man/soll man klein anfangen und sich dann heran arbeiten, aber die 
große Perspektive nicht aus dem Auge verlieren

•	 zum Thema Mainstreaming: Partnerschaft immer verstanden als einen notwen-
digen Schritt in die Raumpolitiken hinein das Thema der zunehmenden gesell-
schaftlichen Vielfalt zu mainstreamen - das ist für sich genommen auch noch 
ein Fokus auf die Raumpolitiken

•	 zu den Zielgruppen: Fachplaner - auch an der Zusammensetzung und Schnitt-
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stelle mit der Integrationspolitik; aber es wäre gut, wenn man auch die Raum-
planerInnen und ZiviltechnikerInnen vor Ort erreicht (denn hier können Beispiele 
und auch das Bewusstsein generiert werden, wo die Grenzen das Thema 
hineintragen, klar werden)
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KOMMENTAR:

Günther Knötig 
Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung,  
Abteilung Raumordnung, Land Oberösterreich 

Feedback zum Positionspapier:

•	 Integration ist ein komplexes Thema, ein kompliziertes Thema; ist doch nur ein 
Teil des gesamten Breitenthemas Vielfalt - die ist noch komplizierter, noch kom-
plexer. Es scheint als würde man sich scheuen das Thema anzugreifen.

•	 Das ist kein Papier, das den Handlungsbedarf des Themas vermittelt und mit 
welchem politische Bewusstseinsbildung bzw. –überzeugungsarbeit geleistet 
werden kann!

•	 Vorschlag: 5 - 10 Schwerpunktthemen, Schwerpunktherausforderungen her-
ausarbeiten, stärker hinsichtlich Ziele, Wirkungen, politische Relevanz ausrich-
ten;  damit an die Politik herantreten und versuchen politische Bewusstseinsbil-
dung oder -überzeugungsarbeit zu leisten

•	 Zuwanderung, demographischer Wandel, Integration bis heute noch nicht 
gelöst. Wenn wir Thema unter den Mantel der Vielfalt, der vielfältigen Lebens-
stile und Generationen übergreifendes Leben hineinmischen, dann werden wir 
aber diesen zentralen Herausforderungen nicht gerecht und wir werden es nicht 
schaffen entsprechende politische Bewusstseinsbildung aber auch Bewusst-
seinsbildung in der Bevölkerung zu erreichen. Und wir werden es nicht schaffen 
in der Umsetzung entsprechende Governance Strukturen etablieren zu können.        

Anmerkung Governance:

•	 Es braucht beides: Government und Governance
•	 Derzeit gibt es in Österreich eine Vielzhal an Governance Strukturen: Leader-

Gruppen, Regionalmanagement, Mobilitätsberatung, Klima und Energie Regio-
nen, Lokale und Regionale Agenda 21, uvm. – Bürgermeister sind bereits stark 
gefordert

•	 nicht noch eine zusätzliche Struktur etablieren, sondern Governance-Struktur 
integrieren: organisatorisch und inhaltlich ein gemeinsames Dach finden (das 
wäre die Idealvorstellung)

•	 persönlicher Zugang: sollte es nicht gelingen Governance Strukturen zu integ-
rieren – wird eine effektive Umsetzung nicht gelingen!

•	 Es geht darum, zentrale Themen aufzugreifen und in die Umsetzung zu kom-
men!
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Allgemeine Anmerkung:

•	 Vielfalt und Integration unterstützen zentrale raumplanerische Prinzipien: 
•	 Stärkung der Ortszentren/Ortskerne/Stadtkerne als Lebensräume/Begegnungs-

räume/kulturelle Räume - das sind die Potenziale!
•	 (die Begegnung um Vielfalt und Integration zu ermöglichen - ein altes raumpla-

nerisches Thema)
•	 Auf der regionalen Ebene: polyzentrische Entwicklung
•	 Auch hier Ankerpunkte Kernräume schaffen, wo man sich begegnen kann, 

wo auch Kultur, Unterhaltung, Sport, Jugend, alt sich treffen können. (Ein altes 
raumplanerisches Thema, genau so wie sich Siedlungsstrukturen an den Struk-
turen des Öffentlichen Verkehrs, an den Infrastrukturen orientieren sollten

•	 Hinsichtlich der Raumplanung, der Raumordnungsgesetze und der umsetzende 
nInstrumente: hier braucht es keine neuen Instrumente, um die Themen der 
Vielfalt und Integration aufzuarbeiten! Wir brauchen erweiterte Planungspro-
zesse und um die zu erhalten und einrichten zu können, braucht es im Vorfeld 
wieder die Bewusstseinsbildung, das politische Kommittent! Also keine neuen 
Instrumente aber entsprechende Planungsprozesse, um diesen vielfältigen 
Themen und Herausforderungen gerecht zu werden! (Es braucht mehr als ein 
Integrationsleitbild- das lebt noch nicht!)
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5. Anhang: Fragen/Checkliste 
Die nachfolgenden Fragen dienen der Annäherung an das Handlungsfeld „In-
tegration und Vielfalt“ in der Stadt- und Regionalentwicklung. Sie richten sich an 
Kommunen und sollen dazu beitragen, die Relevanz und mögliche handlungs-
bezogene Zugänge zu den Querschnittsthemen herauszuarbeiten.

1. Allgemeine Fragestellungen

» Welche Rahmenbedingungen gelten derzeit für Ihre Gemeinde (Bevölkerungs-
und Altersstruktur, Wirtschaftsentwicklung, Bildungslandschaft)?

» In welchen Bereichen der Kommunalpolitik ihrer Gemeinde spielen Themen 
einer vielfältigen Gesellschaft heute schon eine Rolle, in welchen werden diese 
zukünftiger wichtiger werden? Mit welchen langfristigen Entwicklungsperspekti-
ven wird in Ihrer Gemeinde gerechnet?

» Wie sind die Lebensqualität und das soziale Klima in Ihrer Gemeinde im Allge-
meinen? Worauf können Sie aufbauen, worauf sind Sie in der Gemeinde stolz? 
Wo gibt es auch Konflikte?

» Sind Themen einer vielfältigen Gesellschaft bereits Gegenstand konkreter Ge-
spräche in der Gemeinde (z.B. Arbeitsgruppen, Dialogforen, etc.)?

» Gibt es in Ihrer Gemeinde einen eigenen Budgetansatz oder ein zweckgewid-
metes Budget für Fragestellungen im Umgang mit einer vielfältigen Gesellschaft 
innerhalb einzelner Ressorts? 
 
2. Wohnen und Siedlungsentwicklung 
 
» Wie sehen die allgemeine Siedlungsstruktur und die geographische infrastruk-
turelle Lage im Vergleich zu anderen Gemeinden aus? Gibt es hier Besonderhei-
ten? 

» Haben Sie in Ihrer Gemeinde bereits eine Wohnbestands- und Wohnbe-
darfsanalyse mit Blick auf die Zukunft durchgeführt? 

» Gibt es Überlegungen zu einer regionalen Abstimmung in Fragen der Sied-
lungsentwickungen und zum Wohnungsbau?
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» Berücksichtigen Sie bei der Ermittlung des Wohnungsbedarfs in Ihrer Gemein-
de auch die verschiedenen Bedürfnisse der Menschen? D.h. spielen beispiels-
weise Themen wie Altersstruktur oder auch Migrationshintergrund eine Rolle? 

» Gibt es in Ihrer Gemeinde ausreichend leistbare Wohnungen für BewohnerIn-
nen mit geringem Einkommen mit und ohne Migrationshintergrund (z.B. Zugang 
zu Gemeinde- und Genossenschaftswohnungen)? 

» Wie sieht die Siedlungsstruktur der Gemeinde aus? Wohnen einzelne Gruppen
von GemeindebürgerInnen (soziale Schichten, Familien mit Migrationshinter-
grund, ältere Menschen, Berufsgruppen, …) in bestimmten Ortsteilen? 

» Gibt es soziale oder lokale Brennpunkte in Ihrer Gemeinde? Wenn ja, wie kön-
nen diese beschrieben werden? 

» Haben Sie sich damit beschäftigt, welche Faktoren in Ihrer Gemeinde Segre-
gation innerhalb der Wohnbevölkerung nach Migrationshintergrund und nach 
sozialer Lage fördern? 
 
» Gibt es in Ihrer Gemeinde Maßnahmen, um die soziale Durchmischung der
Wohngebiete zu fördern (z.B. durch gezielte Bewerbung, „Imagepflege“, spezi-
elle Wohnprojekte)? 

» Fördern Sie die Vernetzung und Zusammenarbeit von Gemeindeverwaltung,
Bauvereinigungen, privaten AnbieterInnen und Beratungsstellen in integrations-
spezifischen Belangen?

3. Bildung, kulturelle und soziale Infrastruktur

» Wie sieht die infrastrukturelle Ausstattung Ihrer Gemeinde aus? Welche Bil-
dungseinrichtungen (Kindergärten, (Ganztags-)Schulen, etc.), Kultur-, Sozial und 
Sporteinrichtungen gibt es? Gibt es Themenbereiche, die Ihrer Meinung nach 
einer besseren Ausstattung bedürfen? 

» Wie sind die Einrichtungen innerhalb der Gemeinde verteilt? Gibt es Gebiete, 
die unterversorgt sind? 

» Fördern Sie im besonderen Maße Infrastrukturangebote in „benachteiligten
Wohnvierteln“? 

» Welche Wege müssen für den Besuch von Bildungseinrichtungen zurückge-
legt werden? 
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» Sind Kinder, SchülerInnen mit Migrationshintergrund oder aus sozial benach-
teiligten Milieus in einzelnen Bildungseinrichtungen stärker vertreten als in 
anderen? 

» Sind Sprachförderangebote für Erwachsene vor Ort vorhanden? Falls nicht, in
welcher Entfernung gibt es entsprechende Angebote? 

4. Wohnumfeld und Öffentlicher Raum 

» Wo findet in Ihrer Gemeinde Begegnung statt? Gibt es für bestimmte Gruppen
bevorzugte Orte oder Möglichkeiten der Begegnung?

» Wie würden sie die Qualität der öffentlichen Räume im Wohnumfeld der Wohn-
gebiete Ihrer Gemeinde beschreiben? 

» Gibt es in ihrer Gemeinde Räume, die für bestimmte Gruppe nutzbar bzw. 
nicht nutzbar sind (Stichwort: inkludierend, exkludierend)?

5. Verkehr und Mobilität

» Wie sieht die Mobilitätsstruktur in Ihrer Gemeinde aus (Individualverkehr, öffent-
licher Verkehr)? Welche Transportmittel stehen zur Verfügung? Wie werden sie
genutzt? Wer sind die jeweiligen NutzerInnen? 

» Wie sehen die Entwicklungsperspektiven im Kontext mit der Thematik Mobilität 
in Ihrer Gemeinde aus? Welche Ziele wurden hier formuliert? 

» Gibt es Teile in der Bevölkerung Ihrer Gemeinde, die weniger mobil sind als 
andere und für die Mobilität problematisch ist?

6. Arbeit, Arbeitsmarkt, lokale / ethnische Ökonomie 

» Welchen Stellenwert haben lokale/ethnische Ökonomien in Ihrer Gemeinde?
Finden lokale/ethnische Ökonomien ausreichend Berücksichtigung in der Stand-
ortpolitik ihrer Gemeinde? 
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7. Teilhabe, Partizipation und bürgerschaftliches Engagement,  
Netzwerkbildung

» In welchen Bereichen haben Sie in Ihrer Gemeinde bereits erfolgreich etablier-
te Vernetzungsstrukturen verschiedener Akteure aufbauen können? Lassen sich
diese eventuell auch für Fragen einer vielfältigen Gesellschaft nutzen?
» Wie kann Teilhabe und Verantwortung in Planungsprozessen innerhalb Ihrer 
Gemeinde erreicht werden? Wo macht Teilhabe Sinn?

» Welche Beteiligungs- und Mitwirkungsprozesse gibt es innerhalb Ihrer Ge-
meinde?

» Welche Möglichkeiten gibt es in Ihrer Gemeinde, damit sich verschiedene Be-
völkerungsgruppen in planerischen Beteiligungsprozessen einbringen können?

» An welchen Projekten könnte, neben der Mitwirkung in Planungsprozessen, 
auch Mitverantwortung erreicht werden?

8. Planungsinstrumente

» Welche regionalen oder örtlichen Entwicklungsplanungen gibt es in Ihrer Ge-
meinde? Spielen dabei die Themen Vielfalt und Integration eine Rolle?

» Wer sind die Akteursgruppen, die bei konkreten Planungen agieren?

» Welche strategischen Elemente der integrierten Stadtteilentwicklung, Regional-
entwicklung (quartiers- oder Regionalmanagement, etc.) gibt es bereits?

» Wie kann das Thema einer integrierten Planungsstrategie in Ihrer Gemeinde 
entwickelt / ausgebaut werden?

» Welche AkteurInnen (Abteilungen, SachbearbeiterInnen, …) müssen innerhalb
der Gemeindeverwaltung miteinander vernetzt werden, um ressortübergreifende
Maßnahmen setzen zu können? Wie können noch weitere AkteurInnen in den
Planungsprozess miteingebunden werden?
 
 
 

Zusammenstellung der Fragen basierend auf:  
» Selbtscheck Integration, Standortbestimmung für österreichische Gemeinden hinsichtlich kommunaler
Integrationspolitik und deren Entwicklungsmöglichkeiten,(ARGE Integration – Interkulturelles Zentrum,
Institut für Konfliktforschung, ÖAR Regionalberatung, Donau-Universität Krems, 2009)
» Zusammenleben und Integration, ein Leitfaden für Gemeinden (Land Oberösterreich, 2009)
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